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TUTZING 

Seit 40 Jahren Kraftwerk politischer Bildung 
Politiker würdigen die in Deutschland einzigartige Akademie- Bartoszewski als Festredner 

Landtagspräsident Johann Böhm (links) und Festredner Bartoszewski 
gratulierten der Politischen Akademie und ihrem Direktor, Heinrich 
Oberreuter (rechts), zum 40jährigen Bestehen. Foto: Poss 

Konzept Nachhaltigkeit 
Bereits wenige Wochen nachdem die 
Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages "Schutz des Menschen 
und der Umwelt'' unter Vorsitz von 
Marion Caspers-Merk (SPD) ihren Zwi­
schenbericht vorgelegt hatte, konnte 
dieses Ergebnis auf den Prüfstand ei­
ner Tutzinger Expertentagung gestellt 
werden. · 
Die Themenkreise • .Bauen und Ver­
kehr'' stBnden dabei im Mittclpwllct. Die 
Sicht betroffener Kommunalpolitiker 
brachtcnJosefDeimer, Oberbürgermei­
ster von Landshut, und die Münchner 
Stadtbaurätin Christiane Thaigott in 
das Gespräch ein. Praktische Probleme 
und die Notwendigkeit einer nachhal­
tigen Stadtentwickhmgspolitik standen 
im Mittelpunkt der Vorträge der beiden 
Politiker. 

Wir dokumentieren beide Vorträge ab 
Seite 16. 

Prominenter Besuch in Tutzing : 
von links) Strafrechtsexperte 
Schroader, Tagungsleiter Weber, 
Minister Schmidt-Jortzlg und 
Akademiedirektor Oberreuter. 

Foto: Kaaserer 

Politiker und Festredner würdig­
ten auf dem Festakt 40 Jahre 
erfolgreicher Akademiearbeit in 
Tutzing. StabilitätundKontinuität 
wurden hervorgehoben, aber 
auch die Notwendigkeit, sich auf 
die großen Fragen der Zeit in 
einer Welt des Umbruchs einzu­
stellen. Den Jubiläumsvortrag im 
Bayerischen Landtag hielt der 
polnische Politikwissenschaftler 
Prof. Dr. Wladyslaw 
Bartoszewski. Sie lesen die 
Dokumentation der Veranstaltung 
ab Seite 3. 

Justiz in Diktaturen 
Die juristische Aufarbeitung der 
Rechtssprechung in totalitären Syste­
men war Thema einer Fachkonferenz 
für Juristen und Historiker. Prominen­
tester Redner auf dieser Tagung war 
Bundesjustizminister Eckhard 
Schmidt-Jortzig (FDP). Er vertrat die 
Auffassung, der bundesdeutschen Ju­
stiz seien bei der Aufarbeitung des 
Justizunrechts in der ehemaligen DDR 
keine Vorwürfe zu machen. Weitere 
Experten waren Prof. Spendel (Würz­
burg), Falco Werkentin, der stellver­
tretende Berliner Landesbeauftragte fiir 
die Stasi-Unterlagen, der Regensbur­
ger Strafrechtsprofessor Friedrich­
Christian Schroeder , Staatsanwalt 
Ludwig Dreel3en , der Leiter der 
Ludwigsburger Zentralstelle zur Ver­
folgung von NS-Verbrechen und der 
Berliner Generalstaatsanwalt Chri­
stoph Schaefgen. Lesen Sie die Rede 
des Justizministers sowie das Presse­
Echo ab Seite 23. 
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Verhaltensethik und 
Urteilsbildung gewinnen 

Warnung vor selbstzufriedenem Zurücklehnen 

von Akademiedirektor Professor Dr. Heinrich Obeneuter 

"Wie sehr der Gemeindon verldlmmert, das spüren wir alle, und es ist betrD.b­
lich, daß, je mehr von Freiheit und Freiheiten gesprochen wird, um so weniger 
Ventlndnil ffir diesen Gemeinsinn da Ist. Der Sinn des einzelnen für die Ver­
antwortung gegenG.berdem Ganzen, das Ist die Eni.ehungsaufgabe, derwir uns 
alle gemeinsam stellen wollen! Dazu gehören einmal Kenntnisse und dazu ge­
hört zum anderen Gesinnung." Für dle einen mag das modern klingen, tür 
andere nicht. Daß man ilber das komplementire Verhältnis von Freiheit und 
Gemeinsinn, von Kenntnis und Gesinnung diskutieren kann, das macht den 
Reiz dieses Zitats aus, das übrigens keiner kommunitarlsdschen Feder ent­
stammt, sondern politllcbem Ventand. 

Die Abgeordnete Dr. Brücher genießt 
das Urheberrecht - von diesem Pult 
aus, anläßtich einer der streitigen De­
batten überunser Akademiegesetz, von 
dem man meinen könnte, es sei als Idee 
Waldemarvon Knoeringens damals ein 
Brennpunkt der politischen Auseinan­
dersetzung zwischen Mehrheit und 
Opposition im Landtag gewesen - bei 
einer für heutige Verhältnisse ganz un­
gewöhnlichen Rollenverteilung zwi­
schen den politischen Parteien. Da­
mals, 1957. entfaltete jedenfillls die Idee 
ihren Charme, diesen Spannungsver­
hältnissen, welche politischer Bildung 
bis heute Stoff geben, im Rahmen einer 
Akademie nachzugehen. Es war eine 
spezifische Zeit, in welcher die aus dem 
politisch-kulturellen Erbe fließenden 
Beschwernisse der Demokratiegrün­
dung und Demokratieverankerung 

Politische Bildung 
verankern 

stenz eines "kollektiven Gewissens" 
wichtig. Aber auch in mehr oder weni­
ger ,,normalen" Situationen ist es eine 
pennanente Aufgabe, die Überzeugung 
und Werte der Individuen mit den 
Legitimitätsideen der öffentlichen Ord­
nung zu versöhnen, weil eine Kluft zwi­
schen beiden letztlich die Legitimität 
untergrübe. Die demoskopischen Ar­
chive zeigen uns, wie mühselig der 

~
it.ei_n_em -p;..ttim_B_ay_lritc~ 

81ldta1 feierte dic Abdemie fUr 
otitiacbe Bild\Joa am 6. Jum ihr -40-

.Jibris- .Benehen. Lobender Rück­
blick und aufmuntemde Worte für 
die BewältiJWI& der schwieriacn 
Zukunftsaufpbcn in Politik. Wirt­
schaft und Gelelllchaft w.-en der 
ei.abelliF Grmcb>r .Uu FesU'ecl­
ner.lmmer wiederwwde betorW, wie 
voraUIICbauend die ,.Erfinder" der : 
Akademie im Jalve 1957 gedacht ' 
babaJ UDd wie cinz.iprtia die ae­
Mtzliche Konstruktion der Akade­
mie buodesweit ilt. W'U' dolc:umMl­
tieren - ßft'l Teilleicht aekürzt. die 
Reden und den Feetvortr., von 
Prof. Wlildyislav Bu1oszewlki mn 
Thema ,,Ziviloourase als Bür&er-

, tuJOI'lcf", I 

~· ·---· J 
Ietzt. Wie aktuell erscheint doch auch 
Hanns Seidels Debattenbeitrag, daß 
schlimmer noch als direkte Angriffe 
auf die Demokratie "die Gefahr zu sein 
(scheint), die aus der Schwäche 
kommt, die Freiheit zu begreifen und 
in der Freiheit zu leben und zu wirken". 
Auch wenn es damals im Landtag kei­
nen Konsens zur Gründung dieser Alea­
dernie gab, so bestand doch Oberein-

,.Geist und Politik aussinanderzurücken, istein deutsches Mißverständnis": 
geläufig waren und die Kultusminister 
unter Assistenz der Alliierten Beschlüs­
se faßten, politische Bildung an den 
Schulen und Politikwissenschaft an 
den Universitäten zu verankern - be­
wußt als Demokratiewissenschaft und 
in der Absicht, die totalitäre Verstrik­
kung und Erfahrung zu überwinden und 
zu verarbeiten. Es war noch immer eine 
Gründungs- und auch eine Notsitua­
tion, in der Durlcheims ErkenntDis rele­
vant war: wann inuner nämlich'das Ge­
meinwohl Opfer von den Mitgliedern 
der Gesellschaft verlangt, ist die Exi-
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Heinrich Obsrreuter bei seiner Rede im Landtag. Foto: Poss 

Terraingewinn für die Demokratie in 
der Nachkriegsgesellschaft verlief. 
Diesen Prozeß galt es zu unterstützen, 
ja anzustoßen. Es ging wn die großen 
Fragen politischer Freiheit und politi­
scher Ordnung und darum, die Bürger 
flir die Demokratie zu gewinnen, die 
Bürger, die doch - wie hier im Hohen 
Hause zutreffend bemerkt worden ist -
politisch weithin uninteressiert und on­
informiert waren, die Jugend nicht zu-

stimmung in der Einsicht, daß es in 
Grundfragen der Demokratie und der 
ihr gemäßen politischen Bildung keine 
Trennungslinie zwischen Mehrheit 
und Opposition geben dürfe, sondern 
nur eine gemeinsame Verantwortung. 
Ober den Weg, diese Verantwortung 
wahrzunehmen, läßt sich stets trefflich 
streiten - so daß sich sogleich erken­
nen ließ, wie sehr ein freiheitliches Ge­
meinwesenvon Pluralität bestimmt ist 
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- eine .nicht für jedermann einfache 
Einsicht. Letztlich hat die damalige 
Mehrheit die Akademiegründung be­
schlossen- ohne daß deswegen die Op­
position die zeitgeschichtlichen Proble­
me und die Notwendigkeit politischer 
Bildung verkannt hätte. Heute könnte 
unsere Bindung zum Landtag enger 
und besser gar nicht sein .... 
Natürlich ist es gar nicht möglich, vier 
Jahrzehnte politischer Bildung zu bilan­
zieren. Ich möchte nur die These wa­
gen, daß die Demokratie als politische 
Ordnung in Deutschland nichtmehr um 
Akzeptanz zu ringen braucht. Wer sie 
bestreitet, isoliert sich in der Gesell­
schaft. Das ist zumindest der Grund­
ton, den auch schrille Dissonanzen, die 
bisweilen auftreten, nicht verfärben 
können. Die Bürger unterscheiden sehr 
wohl zwischen der Demokratie als 
Staatsform und der Leistungsfähigkeit 

ches und soziales Problem, jedoch kei­
neswegs allein. Durchaus selbstkritisch 
ist nach unserem Beitrag zur Entwick­
lung und Vermittlung solcher Perspek­
tiven zu fragen. Wir werden ihn nicht 
leisten, wenn wir die Aufgabenfelder 
politischer Bildung wie üblich gewor­
den in der Risikogesellschaft, der Er­
lebnisgesellschaft und der Vereini­
gungsgesellschaft - also modisch auf 
den Tag bezogen - suchen, statt im 
Grundsätzlichen. Eine gewisse Skepsis 
nährt auch die Entwicklung in unseren 
Bezugswissenschaften, die vor lauter 
Spezialisierung und Professionalisie­
rung die ~ßen Fragen kaum noch 
thematisieren, statt sie an die gewan­
delten Verhältnisse hartnäckig neu zu 
stellen. Eine angemessene Verhaltens­
ethik und selbständige Urteilsbildung 
-Ziele, die schon Arnold Bergstraesser 
politischer Bildung bei der Wegberei-

( 
ICH P..E:C711.i.i&s~ SIE ZU WJS61tlöt'l GEt11NAI~ \... 

Ü-&at." ~NH UWD IAtJSo/141-1 VON ~f-11114"~~ 

... 

der politischen Instimtionen und Ak­
teure. Die seit Jahren wachsende Kritik 
an und die Distanzierung von ihnenhat 
die Wertschätzung des demokratischen 
Systems nicht wesentlich erschüttert -

Demokratie akzeptiert 

- noch nicht. Allerdings wächst die jun­
ge Generation nun in eine kritikbereite 
Stimmungslage hinein, die von Verun­
sicherungen über wirtschaftliche und 
soziale Umbrüche begleitet ist. Die 
jüngsten Befunde wirken wie ein Echo 
der verunsicherten Erwachsenenwelt­
was ich gar nicht beruhigend fmde, 
wenn wir keine Perspektiven zu vermit­
teln wissen. Das ist gewiß - es war 
schon immerso-auch ein wirtschaftli-
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tung des Akademiegesetzes im Land­
tag vorgegeben hat - lassen sich nicht 
in Tagesmoden und Medienrummel ge­
winnen. Demgegenüber muß man ,,aka­
demisch" werden im platonischen Sin· 
ne; d.h., sich herauszuwinden aus 
Mode und Getriebe und die Dinge nach 
theoretischen und ethischen Maßstä­
ben gleichsam von außen zu analysie­
ren, um sich ihnen dann um so er­
kenntnisgesättigter und gesichertem 
Wissen um die ethischen Maximen po­
litischen Handeins und eines men­
schengerechten Gemeinwesens wieder 
zuzuwenden. Platos Akademiegrün­
dung in einem Hain außerhalb der Stadt 
ist ein Symbol dafür, auch im Sinne der 
Erinnerung daran. daß es Auftrag poli­
tischer W'lSsenschaft und Bildung ist, 

praktisch zu werden. Das verbarg sich 
in den 50er Jahren hinter dem Begriff 
"Demokratiewissenschaft''. 
Auf diesem Hintergrund läßt sich auch 
leichter verstehen, daß auch eine "po­
litische" Akademie nichts anderes sein 
kann als ein sich ständig erneuernder 
Ort geistiger Auseinandersetzung. Die 
"großen Fragen" verlangen das ohne­
hin. Geist und Politik auseinander zu 
rücken, ist ein deutsches Mißverständ­
nis. Das der Politik zugewandte Leben 
erschien den Klassikern der Antike als 

"Gebildete" ohne 
politischen Verstand 

die für Normalmenschen höchste er­
reichbare Lebensfonn. Plato und Ari­
stoteles wäre ein Mensch ohne politi­
sche Bildung überhaupt nicht gebildet 
erschienen. Bei uns kann man mit der 
These, politische Bildung sei Teil der 
Allgemeinbildung, folgenlos Furore 
machen, und wir leisten uns offensicht­
lich massenhaft "Gebildete", ohne ge­
festigten politischen Verstand. 
Dabei stehen wir vor Umbrüchen, die 
aller intellektueller Anstrengung wert 
sind. Wie werden wir leben? Was bleibt 
von der Arbeitsgesellschaft? Entwik­
keln wir eine neue Bürgerkultur? Erle­
ben wir eine Renaissance der Selbst­
verantwortung? Welche Rolle bleibt 
dem Staat? Weder in der politischen 
Tagesbetriebsamkeitnoch im Reizklima 
der Medien wird sich Orientierung fin­
den lassen. Wir brauchen Orte, an de­
nen sich Argumente und Diskurse 
noch durchhalten lassen, statt vor Zeit­
und Opportunitätszwängen zu kapitu­
lieren. W'1r brauchen Akademien, die auf 
der Höhe der Zeit sind. Sind wir es? 
Sind wir jenes "geistig-pädagogische 
Kraflzentrum fiir die gesamte politische 
Bildungsarbeit'', das zu werden uns da­
mals vom Landtag vertrauensvoll zu­
gemutet wurde? Wir bemühen uns. 
Doch sind wir durchaus noch verbes­
serungsfähig - ein wohlfeiles Einge­
ständnis, denn eine Akademie, die sich 
selbstzufrieden zurücklehnt, hört im 
gleichen Augenblick auf, eine zu sein. 
Das wollen wir uns, das wollen wir un­
seren Erfindern und Erzeugern, das 
wollen wirderpolitischen Bildungnicht 
antun. • 
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Kraftwerk 
politischer 
Bildung 

von Landtagspräsident Jobann Böhm 

Man sagt zwar bekanntUch: "Die 
Schwaben werden ent mit VIerzig 
gescheit." 'Über den senereilen Aus­
sagewert dieser Erkenntnis kann 
und wßl Ich als Franke nicht urtei­
len. Speziell für die Akademie für 
Potttische Bildung stimmt dieser Satz 
jedenfalls nicht. Sie war vom enten 
Tag an eine "gescheite" Einrichtung, 
die eine beeindruckende Erfolgs­
eeschtchte aufweisen kann. Auch 
Schwaben haben 1m übrigen daran 
mitgewirkt. Der eingangs zitierte 
Satz kann also allenfalb bedeuten, 
daß die Akademie in eine weitere 
Phase der Weisheit eintritt. 

Das hängt auch mit ihrem Namen zu­
sammen. Zwar konnte der Heros 
AkAdemos im Kreis der "Olympier'' 
nicht sonderlich reüssieren. So soll er 
weder im Trojanischen Krieg Partei er­
griffen haben noch in den Armen der 
Aphrodite gelegen sein. Wahrschein­
lich wäre diese Götterfigur noch weit 
weniger bekannt, hätte sich nicht Pla­
ton mit seinen philosophischen Freun­
den im schattigen Hain, der den Na­
men dieses Gottes trug, zu gemeinsa­
mem Denken getroffen. Der antike 
Philosoph legte vor den Toren Athens 
die Grundlagen für eine Einrichtung, 
die der geistigen Entfaltung diente. So 
wurde Plato auch zu einem ,,Apostel 
der politischen Bildung". Damit kann 
ich die Brücke zu dem Ereignis vor 40 
Jahren schlagen, das uns heute hier zu­
sammenführt. Damals haben sich -
gleichsam in apostolischer Tradition -
in Thtzing vor den Toren Münchens 

Verbundenheit 
zwischen Landtag 
und Akademie 

Gelehrte niedergelassen, um im Sinne 
Platons die Erfahrungen der prakti­
schen Politik sowie die Ergebnisse der 
Wissenschaft fUr die politische Bildung 
auszuwerten. So entstand - ich zitiere 
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aus dem Protokoll vom 30. Januar 1957 
- "ein Kraftwerk, von dem aus die poli­
tische Bildung wirksam werden kann". 
Dort werden Streitgespräche geführt, 
dort finden Diskurse über politische 
und gesellschaftliche Fragen statt, 
Theoretiker und Praktiker treffen auf­
einander und finden nicht selten auch 
zueinander, unbequeme Fragen werden 
gestellt, Antworten darauf gesucht und 
wie so häufig nicht erschöpfend gefun­
den. Seit vier Jahrz:ehnten handelt die 
Akademie nach der klassischen Maxi­
me: ,,Amicus Plato, sed magis amica 
veritas" etwas frei übersetzt: Bin guter 
Freund ist Platon, doch unsere beste 
Freundin ist die Wahrheit Aber wir alle 
wissen: in politischen Dingen wie über­
haupt in der Immanenz gibt es keinen 
Anspruch auf absolute Wahrheit. 
Als Hausherr freue ich mich, daß der 
Festakt aus Anlaß des 40jährigen Be-

Landtagspräsident Böhm: ,.ln 
Tutzing ist die politische 
Energiegewinnung in besten 
Händen" Foto:Poss 

stehens der Akademie für Politische 
Bildung im Plenarsaal des Bayeri­
schen Landtags stattfindet. Das un­
terstreicht nicht nur die enge Verbun­
denheit zwischen der bayerischen 
Volksvertretung und der Akademie. 
Hier im Landtag liegt ja auch die Wiege 
dieser Bildungseinri~htung. Liest man 
die Parlamentsprotokolle nach, wird 
deutlich, daß sich die Abgeordneten 
damals sehr intensiv mit den Erforder­
nissen der politischen BildUng ausein­
andergesetzt haben. L'ber ein Jahr zo­
gen sich die Beratungen im Landtag 
hin. Es gab zwei GesetZentwürfe, von 
seiten der Regierung und der Opposi­
tion, die leidenschaftlich und mit Sach­
verstand in mehreren Ausschüssen 
beraten wurden; ferner waren zahlrei­
che Einwendungen des Bayerischen 
Senats Gegenstand parlamentarischer 
Beratungen, bis schließlicham 17. Mai 

1957 bei ~ur einer Gegenstimme und 5 
Enthaltungen das "Gesetz über die Er­
richtung einer Akademie für Politische 
Bildung'' angenommen wurde. Dieser 
legislative Zeugungsakt war eine gute 
Entscheidung, was man wohl nicht im­
mer vonjeder sagen kann. Auftrag und 
Wirken der ,,Akademie" sind in einer 
Präambel festgelegt. Dieser besonde­
re Rahmen hebt die Bedeutung hervor, 
die der neu geschaffenen Tagungs- und 
Begegnungsstätte fUr die Fortentwick-

Recht auf 
Selbstverwaltung 

lung und Vertiefung des demokrati­
schen Bewußtseins bei den Bürgerin­
nen und Bürgern zugemessen wurde. 
Das Akademie-Gesetz wurde seither 
niemals geindert - auch das ist ein gu­
tes Zeugnis für seine Treffsicherheit 
und seine Bewährung in der Praxis. 
Darüber hinaus besitzt die Akademie 
für Politische Bildung als Anstalt des 
Öffentlichen Rechts das Recht der 
Selbstverwaltung, verbunden mit einer 
gesicherten Finanzierung, somit also 
einen rechtlichen Sonderstatus, der -
so drückte es der erste Akademie­
direktor Dr. Felix Messerscbmid aus -
,Jene Freiheit gewährt, die im Bewußt­
sein der Bürger grundzulegen zu ihren 
wichtigsten Zielen gehört''. Die Grund­
lagen für diese Bildungseinrichtung 
haben damals Politiker, Wissenschaft­
ler, Pädagogen und Publizisten gemein­
sam gelegt. Sie waren überzeugt, daß 
die noch junge Demokratie durch die 
Vennittlung von Wissen und durch die 
Einübung demokratischer Spielregeln 
verstärkt in den Köpfen und Herzen 
der Menschen verankert werden solle. 
Prof. Amold Bergsträsser, der zu den 
Gründervätern zählte, führte dazu in 
einem Vortrag vor den bayerischen 
Abgeordnetenam22. Februar 1956 aus: 
"Politische Bildung ist dazu da, das 
gegenseitige Verhalten der Menschen 
in einer der Freiheit und vor allen Din­
gen der Selbständigkeit des Urteils för­
derlichen Weise zu beeinflussen." Selb­
ständiges Urteilen - so lehrt die Erfah­
rung - bedarf zuallererst der Infonn.ati­
on. Hier setzt die politische Bildung an. 
Sie vennittelt Kenntnisse über politi­
sche, rechtliche, wirtschaftliche und 
soziale Zusammenhänge und befähigt 
dadurch zur Teilnahme am politischen 
Geschehen. Die Demokratie lebt ja 
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vom Engagement ihrer Bürgerinnen 
und Bürger und vom Vertrauen, das sie 
den politischen Institutionen und den 
in ihnen wirkenden Entscheidungsträ­
gem entgegenbringen. Fünf Jahrzehn­
te deutscher Nachkriegsgeschichte 
haben bei uns ein hohes Maß an sozia­
ler und wirtschaftlicher Stabilität 

der in der genannten Studie befragten 
Jugendlichen, ihre Interessen würde 
von keiner Partei vertreten. Viele hal­
ten die Strukturen des politischen Sy­
stems für zu starr und zu anonym. Die 
Metapher vom "Leviathan-Staat'' fei­
moffimb~~~U~D~er~ 

es nicht als lohnend empfunden, sich 

,..Demokratie ist keine Vollkaskoversicherung'' 
(SJCifried ScbieJc) 

geschaffen und demokratische Struk­
turen entstehen lassen, auf denen auch 
die "neuen Länder'' aufbauen können. 
Aber dieser Demokratisierungsprozeß 
ist kein perpetuum mobile. "Demokra­
tie ist", so drückte es Siegfried Schiele, 
der Direktor der Landeszentrale für po­
litische Bildung in Baden-Württem­
betg, einmal aus ,,keine Vollkaskoversi­
cherung ohne Selbstbeteiligung. Sie ist 
aus sich selbst heraus nicht attraktiv 
genug. Autoritäre und totalitäre Versu­
chungenkönnen verlockender sein. Die 
Demokratie ist etwas Nüchternes, et­
was Fonnel- und Regelhaftes, ein Sy­
stem, das gelehrt und gelernt werden 
muß - eine klassische Aufgabe politi­
scher Bildung." Die unverminderte 
Aktualität dieser Sätze hat vor kurzem 
die 12. Shell-Jugendstudie einmal mehr 
bestätigt. Danach sind junge Men­
schen zwar in der Regel ausreichend 
politisch informiert, und sie engagie-­
ren sich auch in bestimmten gesell­
schaftlichen Bereichen, z. B. in Verei­
nen und Selbsthilfegruppen, in der Kir­
chengemeinde oder in der Schülennit­
verwaltung. Sie wollen selbst sehen, ja 
buchstäblich "begreifen", wie ihre In­
itiativen Gestalt annehmen. Wer sich 
persönlich einbringt, will seine Vorstel­
lungen in einer ,.Politik der kurzen 
Wege" durchsetzen. Betroffenheit -
durchaus im positiven Sinne - strebt 

Hochkonjunktur von 
Bürgerbefragungen 

nach "direkter Demokratie", nach einer 
möglichst unbehinderten Konkretion. 
Die Hochkonjunktur von Bürger­
befragungen bestätigt im übrigen den 
Trend zu einer Politik des "Mi.laokos­
mos". Den etablierten Politikformen 
stehen junge Menschen mit großer 
Skepsis gegenüber. So meinen 60 % 

6 

in der Politik zu engagieren. Diese In­
formationen sind insgesamt alarmie­
rend, und zwar für die Verantwortli­
chen in der politischen Bildung und für 
die Vertreter derpolitischen Praxis. Der 
Altmeister Prof. Tbcodor Eschenburg 
hat mit Recht daraufhing~esen, daß 
die effektivste politische Bildung durch 
die Politik selbst geschehen muß. Die 
politische Bildung und die Politik sind 
also gefordert, der jungen Generation, 
die Politik wie Politiker großenteils mit 
einem naiven moralisch-idealistischen 
Maßstab beurteilt, eine realistische 
Auffassung von Demokratie zu vermit~ 
teln. Dazu gehört, daß Dialog und Streit 
ebenso zum Wesen der Demokratie 
gehören wie bestimmte Prozeduren im 
parlamentarischen Alltag. Demokratie 
ist nun einmal eine komplizierte 
Staatsform, in der Politik gestalten 

Skepsis weit verbreitet 

nicht bedeutet, gleichsam im Hauruck­
verfahren praktikable Antworten auf 
die Fragen der Zeit zu finden. Viel­
mehr gilt es, ausgetretene Pfade kri­
tisch zu überprüfen und angesichts 
der aktuellen Probleme nach gemein­
samen Lösungswegen zu suchen. Dazu 
aber ist die nüchterne Einsicht not­
wendig, "daß ... verantwortungsbe­
wußte politische Parteien als Volkspar­
teien geradezu gezwungen sind, sich 
zu bemühen, politische Ziele gegenein­
ander abzuwägen, sie in ihren Zusam­
menhängen zu sehen, zu vembeiten 
und Kompromisse zu schließen." K.arl 
Carstens! (früherer Bundespräsident). 
Im politischen Alltag gehört der visio­
näre Wurf, das Ringen um die großen 
Ideen, eher zu den Sternstunden. Der 
Begriff der "politischen Ordnung" 
schließt ein, daß auch scheinbar 
schlichte Abläufe geregelt werden müs-

sen. Cm jungen Menschen ein reali­
stisches Bild der Politik nahezu-brin­
gen, lädt der Bayerische Landtagjähr­
lich mehrere Tausend Schüler aller 
Schularten ein; unter pädagogischer 
Anleitung von Fachkräften "vor Ort'' 
werden sie in die Funktionsweise des 
parlamentarischen Systems und die 
Aufgaben der Abgeordneten einge­
führt. Nachträgliche Befragungen un­
ter den Schülern haben ergeben, daß 
die Besuche wenigstens partiell Di­
stanz und Vorurteile abgebaut haben ... 
Es wurden neue Formen der Zusam­
me~beit mit dem Bayerischen Land­
tag "in Bewegung" gesetzt, die von 
einer wachsenden Zahl von Zuhörern 
mit großem Interesse aufgenommen 
werden. Ich meine zum einen die Vor­
trags- und Diskussionsreihe unter 

Realistisches 
Politikverständnis 

dem Titel "ColloquiumzumLandespar­
lamentarismus", die vor einiger Zeit an 
drei verschiedenen Orten Bayerns 
Vertreter von Politik, Wissenschaft und 
Medien zusammenführte und mitein­
ander ins Gespräch brachte; zum an­
deren die "Akademiegespräche", die 
ein Forum bieten für aktuelle politi­
sche und gesellschaftliche Themen -
so auch ~eder in nächster Zeit. Die 
geistige Ernte der verschiedenen Ver­
anstaltungen ist inzwischen publiziert 
und kann von einem größeren Multi­
plikatorenkreis nachgelesen werden. 
Ich möchte gerne die Gelegenheit nut­
zen und der Akademie für Politische 
Bildung, ihrem Direktor, Prof. Ober­
reuter, und seinem Team für die frucht­
bare Zusammenarbeit in der gemein­
samen Verantwortung für die politi­
sche Bildung herzlich danken. Mit 
meinem Dank verbinde ich die Bitte 
an die ,,Nachfahren Platons", weiter­
hin mit dem gewohnten Schwung und 
der erprobten Ausdauer tätig zu sein, 
damit im Anklang an die bekannte 
Sentenz auch künftig gerühmt werden 
kann: 
"Politisch interessiener Bürger, 
kommst du aus Tutzing, verkündige 
daheim, du seiest in Oberreutcrs Haus 
über Politik unterrichtet worden, ~e 
das Gesetz es befahl." 
In diesem Sinne: Der Politischen Aka­
demie ein herzliches Glückauf für das 
fünfte Jaluzehntl • 
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Seismographisch Probleme 
in der Gesellschaft registrieren 

von Kultusminister Hans Zehetmair 

40 Jahre Akademie fllr Politische Bßdung liefern lieherHeb per 1e noch kei­
nen Grund, nach einer neuen Standortbe1timmung zu fragen; lle spiegeln 
aber 1ehr wohl den Hintergrund dafür. 40 Jahre erfolgreiche.Arbelt - das 
in beute zuallerent fe1tzu1tellen und zu wlrdigen. 40 Jahre politiJche Bß­
dung fordern aber auch die Frage geradezu herau: Wieviel wurde eigent­
lleb erreicht in die.er Zelt, und wo Hegt f'dr die Zukunft umer Auftrag? 

Der Direktor der Akademie stellt sich 
diesen Fragen selbstverständlich; aber 
natürlich betreffen sie auch den Politi­
ker, denn wir sind doch auch unmittel­
bar betroffen, wenn nicht gar invol­
viert. Politik und politische Bildung 
gehören eng zusammen. Die Rolle des 
Politikers in der politischen Bildung 
kam bereits bei der Eröffhungsveran­
staltung der Akademie vor knapp 40 
Jahren zur Sprache, als der damalige 
Ministerpräsident Hanns Seidel, an 

Notwendiger Dialog 
die im Leben stehendenMännerund 
Frauen aller Parteien gewandt. mahn­
te: .,Die Glaubwürdigkeit und die An­
zielumgskraft der freiheidich-demokra­
tischen Ordnung hängt nicht zuletzt 
von den politischen Persönlichkeiten 
ab ... deshalb ist jedes politische Han­
deln meist auch ein Stück dessen, was 
wir politische Bildung nennen." Es 
wäre in der Tat nichts falscher, als die 
Verantwortung türmögliche Defi.Zite in 
der politischen Bildung in unserem 
Land den Institutionen zuzuweisen, die 
diesen Auftrag in ihrem Namen füh­
ren. Das Gegenteil ist wohl der Fall. 
Geradezu seismographisch registriert 
die Akademie fiir Politische Bildung 
immer wieder die Problembereiche in 
unserer Gesellschaft, greift die aktuel­
len Fragen der Zeit auf, sucht Lösungs­
ansätze im Zusammenwirken mit so­
genannten Multiplikatoren aus den 
verschiedensten gesellschaftlichen 
Gruppen und spart auch nicht mitdeut­
lichen Hinweisen an die Vertreter der 
Politik, wenn Defizite zu beklagen sind 
- ganz so wie es ihrem gesetzlichen 
Auftrag entspricht: auf überparteili­
cher Grundlage im Dienst der freiheit-
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lieh-demokratischen Grundordnung I 
Der Dialog zwischen der Akademie 
und Repräsentanten der Politik ist aus 
meiner Sicht wesentlicher Bestandteil 
von politischer Bildung. Gerade ange­
sichts der rasanten Wandlungsprozes­
se, die ja nicht nur Wissenschaft und 
Technologie betreffen, sondern unse­
re Gesellschaft in allen Bereichen er­
griffen haben, gewinnt der Aspekt der 
politischen Bildung für Politiker an ak­
tueller Bedeutung. Diesen Gedanken 
in der Zukunft noch stärker zu akzen­
tuieren, halte ichnicht für abwegig. Seit 
ihrem Bestehen hat die Akademie sich 
stets als eine Institution betrachtet, die 
sich vornehmlich an Multiplikatoren 
derpolitischen Bildung wendet. Diese 
Zielrichtung war von Anfang an ge­
wollt und hat sich in den vergangenen 

Verdienste in der 
Lehrerfortbildung 

40 Jahren als sinnvoll erwiesen. So 
nimmt beispielsweise die Lehrerfort­
bildung nach wie vor breiten Raum in 
der Angebotspalette der Akademie 
ein. Seit nunmehr 25 Jahren bewährt 
sich mittlerweile die Kooperation mit 
der Akademie für Lehrerfortbildung in 
Dillingen; hier sind große Verdienste 
zu verzeichnen. Dieser Arbeitsbereich 
verweistzweifellos auf den Aspekt des 
Grundsätzlichen, in dem politische Bil­
dung wurzelt. Und obwohl es hier um 
fundamentale Inhalte geht, um die 
Weitervermittlungneuer wissenschaft­
licher Erkenntnisse, ist auch die I...ehm'­
fortbildung häufig auf den Tag bezo­
gen, dh. es werden oft brandaktuelle 
Themen aufgegriffen. die durchaus ei­
nen "Feuerwehreinsatz" rechtfertigen. 
Nun bilden I..ebn=r aller Schularten zwei-

felsohne die offensichdichste Gruppe 
der Multiplikatoren politischer Bil­
dung, sie sind aber bei weitem nicht 
die einzige. Die Überlegung, welche 
Adressatengruppen eine Akademie 
ansprechen will, welche sie überhaupt 
erreichen kann, hat vonBeginn an eine 
wichtige Rolle gespielt; sie war bereits 
Gegenstandderparlamentarischen Be­
ratungen zum Akademiegesetz. Die 
Frage hat insbesondere angesichts der 
Medienentwicklung der letzten zehn 
Jahre an Brisanz gewonnen. Wer ist 
heute Multiplikator wofür und für 

Kultusminister Zehetmair: ,.Die 
Akademie spart nicht mit 
deutlichen Hinweisen an die 
Politik. wenn Defizite zu beklagen 
sind. • Foto: 

wen? Die Akademie setzt bereits an 
verschiedenen Punkten an, wendet 
sich z.B. verstärkt an Journalisten und 
bestiuunte Verbände, sucht Medien­
wirksamkeit durch prominente Beset­
zung ihrer Veranstaltungen und schafft 
Nähe zum Adressaten durch Orts­
wechsel; die äußerst erfolgreichen 
Akademiegespräche im Landtag seien 
nur beispielhaft genannt. Diese Wege 
wird man weitergehen und neue Ver­
zweigungen entwickeln müssen, will 
man am Puls der Zeit bleiben und wei­
terhin W:t.rksaqllc.eit erzielen. Denn ei­
nes ist uns wohl allen klar: Der Erfolg 
der Akademiearbeit wird auch in Zu­
kunft sehr davon abhängen, ob es ge­
lingt, den Staatsbürger, über die Ver­
mittlung des grundlegenden Wissens 
hinaus, zur Mitgestaltung und Mitver­
antwortung anzuregen. Ein demokra­
tisches Staatswesen, so gefestigt es 
auch immer sein mag, ist ein lebendi­
ger Organismus mit vielfiltigen Strö­
mungen undkomplexen Strukturen, der 
st!ndigen Wandlungsprozessen un­
terworfen ist Was in der Gründungs­
zeit der Akademie bezOgen war auf die 
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Konsolidierungsphase der noch recht 
jungen Republik, steht heute im Kon~ 
text sogenannter Parteienverdros~ 
senheit, nicht zufriedenstellender Wahl~ 
beteiligungenund Politikmüdigkeit ge­
wisser Schichten. Im Staatsbürger die 
Verpflichtung zur Mitverantwortung 
und die Notwendigkeit 
der Mitgestaltung wach~ 
zurufen ~ die Aufgaben 
sind in den vergangenen 
40 Jahren nicht geringer 
geworden; die Akademie 
für Politische Bildung ist 
heute wichtiger denn je. 
Und ich bin überzeugt, 
den Satzwird man auch in 
40 Jahren sagen können. .. 
Die demokratischen 
Grundwerte als Basis für 
unser Zusammenleben 
müssen immer wieder ins 
Bewußtsein gerufen wer~ 
den. Sie mit den vielfälti-
gen Zeiterscheinungen so in Einklang 
zu bringen, daß Demokratie gelebt wird, 
ist auch für die Zukunft unverzichtba­
re Forderung an die Arbeit der Akade­
mie. Konkret bedeutet dies, daß sie 
weiterhin auf aktuelle politische und 
gesellschaftliche Konstellationen rea~ 
gieren muß, wie sie es angesichts des 
enormen zeitgeschichtlichen Um­
bruchs seit 1989/90 in umfassender 
Weise getan hat und immer noch tut. 
Auch dem großen Zukunftsthema Eu­
ropa widmet sich die Akademie inten­
siv. Die Bewältigung des wirtschaftli­
chen Strukturwandels, der Globali­
sierung, der rasanten Entwicklung zur 
Informationsgesellschaft - so kann 
man die zentralen Zukunftsaufgaben 
fiir die politische Bildungsarbeit um­
reißen, auch wenn diese Schlagworte 
den Begriff Politik gar nicht enthalten. 
Ich bin überzeugt, die Akademie wird 
diese Aufgaben mit Energie und Sach­
verstand angehen, wie sie sich auch in 
der Vergangenheit allen anstehenden 
Fragen gestellt hat. Ich erinnere an den 
Gründungsdirektor, Dr. Felix Messer­
schmid, derdie Akademie bis 1970 ge­
führt und die Grundlinien der 
Akademiearbeit entwickelt hat. Ihm 
folgte Prof. Dr. Manfred Hättich nach, 
dem ich heute auch noch einnla.I per­
sönlich danken darffür sein engagier­
tes Wirken an der Spitze der Akad~mie 
bis ins Jahr 1993. Geräde die siebziger 
Jahre waren ja geprägt von einem leb-
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haften öffentlichen Interesse an politi­
schen Themen und heftigen Diskussio­
nen; bis in die Zeit nach dem Zusam­
menbruch des Ostblocks, nach Wende 
und Wiedervereinigung haben Sie der 
Akademie Ihren Stempel aufgedrückt 
und wurden fönnlich identifiZiert mit 

Zeichnung: Mester 

dem Namen der Akademie. Seit vier 
Jahren kämpft nun Prof. Dr. Heinrich 
Oberreuter an dieser Front der politi­
schen Bildung. Ich danke auch Ihnen 
herzlich für Thre großen Anstrengun­
gen und wünschen Ihnen noch viel 
Kraft in diesem Amt 
Ibre Bemühungen an der Spitze dieses 
Hauses sind stets getragen von dem 
Gedanken, der bereits bei seiner Eröff~ 
nung Ausdruck fand: Die Akademie 
sollte den Mittelpunkt aller sich um die 
politische Bildung bemühenden Kräf­
te bilden. Damit wurde ihr seinerzeit im 
Kreis der übrigen Akademien und der 

Finanzielle Absicherung 

Stiftungen der politischen Parteien ein 
zentraler PlatZ zugewiesen; diese Stel­
lung stützt sich auf eine bundesweit 
einmalige gesetzliche Grundlage mit ei­
ner.ganz besonderen rechtlichen Kon­
struktion. Die damit eröffneten Freiräu­
me voll zu nutzen und die intendierte 
Rolle zu spielen, dies bedarf ständig 
neuer und größerer Anstrengungen. 
Stagnation gibt es ja in Wirklichkeit 
nicht; wer sich nicht weiterentwickelt, 
bleibt bekanntlich nicht stehen, son­
dern er fällt zurück. Ich weiß, daß ich 
Professor Oberreuter mit dieser Mah­
nung aus der Seele spreche. Sie for-

dem und fordern vehement Kooperati­
on und Bündelung möglichst vieler 
Kräfte, Sie initiieren Begegnungen von 
Politik, Wissenschaft und Praxis; da­
mit können sicher weitere Ressourcen 
für die politische Bildung erschlossen 
werden. Mittelpunkt der politischen 

Bildung im Land zu sein, 
muß das Ziel der Akade­
mie bleiben. Sie hat sich 
in der Vergangenheit ja 
schon verschiedentlich 
als "Karriereschmiede" 
erwiesen und das politi­
sche Leben mit bedeuten­
den Kräften bereichert. 
Mittelpunkt in der politi­
schen Bildungsland­
schaft zu sein beinhaltet 
aber viele Facetten. 
Facettenreichtum erwar­
ten wir von ihr. Sicher 
stimmen mir darin auch 
die Mitglieder des Kura­

toriums und des Beirates zu, die der 
Akademie hilfreich zur Seite stehen. 
Ich will auch ihnen für ihr Engagement 
im Dienst des gemeinsamen Anliegens 
herzlich danken. 
Am wichtigsten scheint mir jedoch im­
mer die konkrete Umsetzung der gro­
ßen Ideen und Leitlinien. Ich danke 
deshalb besonders den Dozenten und 
Mitarbeitern der Akademie auf den ver­
schiedensten Ebenen für ihren tägli­
chen Einsatz ... Die Staatsregierung ist 
sich der Bedeutung der Alcademie für 
Politische Bildung wohl bewußt und hat 
deshalb stets alle Anstrengungen un­
terstützt, sie auch finanziell abzusichern 
und damit für die Zukunft zu rüsten. 
Politische Bildung muß Sache aller De­
mokraten sein und bleiben. Dies bedeu­
tet nicht, daß einer Scheinobjektivität 
und Meinungslosigkeit das Wort ge­
redet wird; politische Bildung muß auch 
die Entwicklung einer Haltung und den 
Mut zum politischen Bekenntnis zum 
Ziel haben. Konsens und Differenz 
schließen einander nicht aus, beide 
gehören zur Realität gesellschaftlichen 
Zusammenlebens. Ebensowenig müs­
sen sich die Beschäftigung mit dem 
Grundsätzlichen und mit dem aktuellen 
Tagesgeschehen ausschließen. Die 
Akademie für Politische Bildung wird 
auch in Zukunft nicht umhin kommen, 
hin wtd wieder Feuerwehr zu spielen. 
Und das ist gut so. Denn auch dafür 
haben wir sie... • 
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Niemals Missionsstätte gewesen 
Keine Demokratie ohne aktives Engagement 

von Renate Sclunidt, Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion 

Wir fei•rn heute den 
40. Jahrestag einer 
Einrichtung, der ein 
mehr als emjähriges 
Gesetzgebungsverfah­
ren voraus ging. Allein 
der kulturpolitische 
Ausschuß des Land­
tags hat sich von Juni 
1956 bis Apri11957 
zwölfmal mit dem 
Gesetzentwurf beschäf­
tigt. Wer die seinerzeiti­
gan Protokolle auch 
nur flüchtig durchblät­
tert, ist beeindruckt, mit 
welcher Leidenschaft 
und Intensität damals 
über Bilduogs- und 
Kulturpolitik und damit 
zusammenhängend 
über die geistigen und 
moralischen Grundla­
gen der noch so jungen 
bayerischen Demokra­
tie und ihr Staats­
verständnis gerungen 
wurde. 

Bei der emen Lolung des Gcsetz­
mtwt.lrfes, am 24. April19S6, iu­
ßene der Sprecher der CSU-Frakti· 
on. der spätere Ministerpriilident 
Hattna Seidel, die Beeoqplis, daß 
die PolitiJcbe Akadlmic, ZiCBt, ,,2m" 

MissionSititte der jeweil1 herr­
schenden~hrbeif'zu 
werden drohe. ,.MillioMstitte der 
hernebenden Resierungsmehr­
heit" • dieees Schreckaespcnst 
triebcie CSU iD Bayern dlmlls um. 
Man wird es mir nicht verdenken. 
wenn ich ihr nach numnebr 40 
anptfreiett JaMm dieses Gefühl 
wieder einmal gönne. Der Jubi.lariB 
will ich aber gerne be1cheinip. 
daß sie bis bete niemals qend­
jemMldes Mi11ioaltätte w.-. Spiri­
tus rector der Akademie fiir Politi­
sche Bild&ms war Waldemir von 
J{noerinpn. 
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Ihm war bewußt, daß eine freiheitliche 
Demokratie nur dann auf festen Fü­
ßen stehen kann, wenn eine größtmög­
liche Zahl von Menschen sich für sie 
engagiert und sich in die Diskussion 
um die Grundlagen des Zusammen­
lebens aktiv einbringt. In den sechzi-

Renate Schmidt,. Wer die Qualität 
eines Parlaments an der echten 
oder scheinbaren Effizienz von 
Regierungsapparaten mißt hBtvon 
der Bedeutung undvom Wesendes 
Parlamentarismus nichts be-
griffen. • Foto: Pass 

gerund siebziger Jahren war die~ 
rnie für Politische Bildung, wie auch ver­
gleichbare andere Akademien, ein 
Ort, von dem wichtige Impulse für das 
ausgingen, was man den gesellschaft­
lichen Diskurs nennt. Ein Forum, bei 
dem über die Tagesaktualität hinaus 
Gedanken entwickelt wurden, die, 
wenn auch oft mit zeitlicher Verzöge­
rung, ihren Weg ins allgemeine Be­
wußtsein gefunden haben. In unserer 
zunehmenden Fast-food-Medien­
gesellschaft, in der Infonnationen im­
mer mehr zu Infos verkümmern, ist 
diese Fonn des Diskurses über grund­
sätzliche Fragen leider in den Hinter­
grund geraten. Wenn heute jemand 
sagt, dieses oder jenes Thema sei et­
was für Akademietagungen, ist dies 
keineswegs als Kompliment gemeint, 
sondern bedeutet, damit sollen sich ir­
gendwelche praxisfernen Theoretiker 

. 
abseits des Tagesgeschäfts beschäfti-
gen und uns, die dynamischen und 
pragmatischen Macher nicht weiter in 
unserem geschäftigen Treiben stören. 
In Wahrheit bedeutet eine solche Hal­
tung die Scheu davor, Gedanken in ei­
nem Rahmen auszutauschen, wo das 
Gewicht von Argumenten nicht in De­
zibel oder nach dem Ergebnis von 
TED-Umfragen gemessen wird. Ich 
folge den Einladungen der Akademie 
so oft ich nur irgend kann. Auch wenn 
mir das nicht jeder glaubt: Gerade, weil 
ich gleichsam von Berufs wegen ge­
zwungen bin, ständig zu reden, genie­
ße ich es, in nichthektischer Atmosphä­
re, anderen zuzuhören, Gedankengän­
ge meiner Gesprächspartner in Ruhe 
zu versuchen nachzuvollziehen, mei­
ne eigenen Argumente daran zu mes· 
sen -und sich auch in manchen Fällen 
zu korrigieren. Tagungen der Akade­
mien bieten die Gelegenheit, vertieft 
über die Fragen nachzudenken, auf die 
ich, wie alle anderen Politikerinnen und 

Fast-food­
Mediengesellschaft 

Politiker auch, ansonsten immer nur 
Antworten geben, oftmals ohne sie im 
ausreichenden Maße reflektiert zu ha· 
ben. Politische Bildung, das Reden und 
Diskutieren über Politik, sind ein ganz 
wichtiger Kontrast zu einem Politik­
verständnis, das ausschließlich auf 
exekutives Handeln fixiert ist, und dar· 
in leider auch von einem großen Teil 
der Medien unterstützt wird. Unter die­
ser Geringschätzung lebendiger geisti­
ger Auseinandersetzung leiden nicht 
nur Institutionen wie die politischen 
Akademien, sondern ZWtehmend auch 
die Parlamente. Und hierwill ich einmal 
ganz deutlich sagen: Wer die Qualität 
eines Parlaments an der echten oder 
scheinbaren Effizienz von Regierungs­
apparaten mißt, hat von der Bedeutung 
und vom Wesen des Parlamentarismus 
nichts begriffen. Ich wehre mich lei­
denschaftlich gegen eine schleichen-
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de Umkehrung der Gewaltenteilung, 
bei der den Volksvertetungen das Eti­
kett von folgenlos debattierenden 
Schwatzbuden aufgepappt wird, an 
deren Sitzungen auch nurteilzunehmen 
vergeudete Zeit ist. Ich will nicht ver­
schweigen, daß wir als Parlamentarie­
rinnen und Parlamentarier an der Ent­
stehung dieser Eindrücke nicht un­
schuldig sind. 

Parlamentarismus 
nicht dem 
Entertainment opfern 
Wir werden erhöhte Anstrengungen 
unternehmen müssen, unsere Arbeit 
noch verständlicher zu vermitteln. Die 
Grenze ist allerdings dort erreicht, wo 
wir in Versuchung geraten würden, die 
Grundlagen des Parlamentarismus und 
die Seriosität unserer Arbeit den zeit­
geistgemäßen Erwartungen nach per­
manentem Entertainment zu opfern. 
Politik in der parlamentarischen De­
mokratie beruht auf der s1ändigen gei­
stigen Auseinandersetzung. Diese 

Über Parteigrenzen 
hinweg die Dinge vom 
Kopf auf die Füße 
stellen 

Auseinandersetzung und die auf die­
ser Grundlage getroffenen Entschei­
dungen sind die Vorgaben für exekuti­
ves Handeln und nicht umgekehrt. Es 
wird höchste Zeit, daß wir über Par­
teigrenzen hinweg gemeinsam wieder 
einmal die Dinge vom Kopf auf die 
Füße stellen. Zu dieser geistigen Aus­
einandersetzung hat auch die Akade­
mie für Politische Bildung in vier Jahr­
zehnten einen wichtigen Beitrag gelei­
stet. Dafür möchte ich namens meiner 
Fraktion und auch ganz persönlich 
sehr herzlich danken und diesen Dank 
mit allen guten Wünschen für die wei­
tere Arbeit verbinden. • 

10 

Zeichnung: Master 

"Ich wehre mich leidenschaftlich gegen eine 
schleichende Umkehrung der Gewaltenteilung, 

bei der den Volksvertetungen das Etikett von 
folgenlos debattierenden Schwatzbuden auf­

gepappt wird, an deren Sitzungen auch nur 
teilzunehmen vergeudete Zeit ist. Ich will nicht 
verschweigen, daß wir als Parlamentarierinnen 

und Parlamentarier an der Entstehung dieser 
Eindrücke nicht unschuldig sind. u 
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Unter denen. die der Akademie zu 
ihrem 40. Geburtstag gratulieren, 

darf das Kuratorium - und auch der 
Beirat- nicht fehlen. Haben doch beide 
Organe der Akademie wichtige Aufga­
ben, die schon im Akademiegesetz von 
1957 festgelegt sind. Das Kuratorium 
hat die Interessen der Akademie zu 
wahren; es wirkt bei der Ernennung des 
Direktors und der hauptamtlichen Do­
zenten mit, es billigt die Richtlinien für 
die Arbeit und genehmigt den 
~uv~chlagunddenJ~­

abschluß. Der Bei-
rat stellt die Verbin-

eine Gewerkschaft, eine Universität, 
eine Bildungseinrichtung vertrat und 
kampflustig ihre Interessen wahrnahm, 
der fand sich in diesem Gremium plötz­
lich in der Rolle des Moderators wie­
der - er wuchs in gemeinsame Verant­
wortlichkeiten hinein, die er mit Kon­
kurrenten und Kontrahenten teilte. Wie 
oft habe ich fn meiner langen Zugehö­
rigkeit zum Kuratorium solche Ver­
wandlungen erlebt: Gewerkschafter, 
Arbeitgeber, oft in heftigem Clinch bei 
Tarifverhandlungen, Verbands-

backener Doktor in Freiburg und Mit­
arbeiter des Kurators Arnold 
Bergstraesser. Felix Messersehnlid war 
vorgeschlagen worden, übrigens von 
Romano Guardini - aber es erhob sich 
Einspruch; die CSU, eben noch in der 
Opposition, nun in der Regierung- Mi­
nisterpräsident war Hanns Seidel-woll­
te Näheres über ihn wissen. Man war 
mißtrauisch. Gewiß, der Vorschlag 
stammte von Guardini- aber war nicht 
auch Walter Dirks, der Linkskatholik 
und Christliche Sozialist, ein Guardini-

Schüler? Plötzlich 

dung zwischen der 
Akademie und der 
Öffentlichkeit her 
und berät den Di­
rektor bei seiner Ar­
beit. Doch das sind 
trockene Fakten. 
Viel interessanter 

Politische Bildung 
mitten im Streit der Geister 

verbreitete sich das 
Gerücht, Messer­
schmid sei ein fester 
Mitarbeiter der 
Frankfurter Hefte; 
Bergstraesser hatte 
es bei einer Sitzung 
in München nicht 

Zügelung der Macht verdirbt "Lust am Amt" 

VOI'I Prof. Dr Hll15 Maier, Vorlitzender dlt Kuratoriums 

ist es, ein wenig in 
der Personalgeschichte von Kuratori­
um und Beirat zu blättern. Da stellt sich 
heraus, daß viele klangvolle Namen der 
bayerischen Politik, Wirtschaft und 
Kultur in diesen Gremien auftauchen­
es fehlen eigentlich nur wenige. Und 
das ist kein Wunder. Denn der Gesetz­
geber wollte ja nicht eine Akademie 
neben vielen anderen schaffen, son­
dern ein zentrales, vom Willen aller de­
mokratischen Kräfte getragenes Organ 
der politischen Bildung in Bayern. 
Nicht nur die Regierungsparteien soll­
ten im Kuratorium vertreten sein, son­
dern auch die Opposition- und im üb­
rigen sollten hier mit gewichtigen zwei 
Dritteln "das sonstige öffentliche Le­
ben, die Wissenschaften und das Bil­
dungswesen des Landes" repräsentiert 
sein. ,,Die Mitglieder des Kuratoriums 
sind in dieser Eigenschaft nicht Vertre­
ter einer Partei, einer Konfession, ei­
nes Verbands oder einer Einrichtmtg", 
so heißt es im Akademiegesetz mit ei­
nem gewissen Nachdruck. "Sie sind an 
Aufträge nicht gebunden." Die parla­
mentarischen Schöpfer der Akademie 
schufenm.itdem~umeinGremi­
um sui generis mit bedeutenden Ent­
scheidungsbefugnissen - nahe genug 
an der realen Politik und mit ihr perso­
nell verklammert, aber zugleich ~mit 
der nötigen Distanz zu den Tages­
geschäften. Das prägte Fonn und Stil 
der Arbeit. 
Wer sonst eine Partei, einen Verband, 
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funktionäre mit beachtlichen rheto­
risch-demagogischen Talenten, Politi­
ker mit kräftigen Ellenbogen und schier 
unbegrenzter Durchsetzungskraft, 
Stars der Wissenschaften, Frauen, de­
nen niemand zu widersprechen wagte­
sie alle entfalteten rings um den Run­
den Tisch der politischen Bildung 
plötzlich staatsmännische Eigenschaf­
ten, nahmen sich zurück, formulierten 
zustimmungsfähige Sätze, ließen nicht 
dem Konflikt die Zügel schießen, son­
dern dem Konsens, der Konkordanz. 

~eine fade 
Uberparteilichkeit 

Nein, ich meine das nicht ironisch- zu­
mindest nicht nur. Man muß die Weis­
heit des bayerischen Gesetzgebers be­
wundern, der das Heil der politischen 
Bildung nicht in einer faden (und un­
wirklichen!) Überparteilichkeit sah, 
sondern sie mitten in den Streit der 
Geister, in das Ringen der divergenten 
Kräfte hineinstellte. Recht so, denn da 
gehört sie bin in einer Demokratie! Und 
daher hat sie sich auch, so hoffen wir, 
in Bayern ein Maß an Realismus und 
Sachnähe bewahrt, das anderswo 
längst verlorengegangen ist 
Dreimalhabe ich erlebt, wie das Kura­
torium seine wichtigste Aufgabe, den 
Akademiedirektor vorzuschlagen, 
wahrgenommen hat Das erstemal noch 
ganz aus der Feme, als eben frischge-

sofort entkräften 
können. Nun beauf­

tragte er mich damit, die Sache zu klä­
ren - mtd nach Durchsicht sämtlicher 
Jahrgänge der Zeitschrift konnte ich 
Entwarnung blasen- ein Autor mit Na­
men Felix Messerschm.id hatte dort nie 
geschrieben (Guardini dagegen wohl!). 
Sollte mein bescheidener Beitrag dazu 
gedient haben, den Start des ersten 
Akademiedirektors bei der Mehrheits­
partei in Bayern zu erleichtern, so wür­
de mich das noch heute freuen. Den 
Namen des zweiten Direktors Manfted 
Hättich fanden wir dann Ende der 
sechziger Jahre in einem Gespräch zwi­
schen Waldcmar von Knoeringen, Karl 
Böck und mir in meiner Münchner 
Wohnung - und wieder bewAhrte sich 
die Lösung über viele Jahre hin. Mehr 
Aufwand erforderte der Vorschlag fUr 
den Nachfolger in den Neunzigerjahren 
- eine Ausschreibung war nötig, der 
Richtlinienausschuß mußte tätig wer­
den, die Bewerber wurden ausgiebig 
angehört- aber am Ende standmit Hein­
rich Oberreuter wieder eine kräftige Fi­
gur im Ring und ging unangefochten 
in die Endrunde. So etwas ist natürlich 

Stabilität und 
Kontinuität 

immer Glücksache. ,,Aber der Richtige, 
wenn's einen gibf', heißt es in ,,Ara­
bella". Übrigens ist die Akademie für 
politische Bildung in40 Jahrenmitnur 
drei Direktoren ausgekommen - und 
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übrigens auch nur mit drei Kuratoriums­
vorsitzenden: Hans Rollwagen, Karl 
Böck und meiner Wenigkeit. Kritiker 
mögen darin Phantasiearmut sehen-wir 
Längergedienten erblicken darin natür­
lich ein Beispiel aufbauender Kontinui­
tät Aufjeden Fall hat die Akademie in 
4 Jahrzehnten eine Stabilität entwik­
kelt, welche die Stabilitätskriterien des 
Maastricht-Vertrages weit in den Schat­
ten stellt. Ich erwähne diesen persönli­
chen und menschlichen Hintergrund 
der Akademiearbeit, weil das Mensch­
liche und Persönliche in der Demokra­
tie -und besonders in einem ausgebau­
ten Rechtsstaat wie dem unseren mit 
vielen Institutionen, Verfahren, Rechts­
wegen- oft zu kurz kommt. Die Natur­
antriebe des Politischen, Ehrgeiz, Sich­
Auszeichnen-Wollen, Engagement und 
sogar Ruhmbedürfhis sind ja heute sehr 
viel schwächer ausgeprägt als früher, 
oft sind sie kawn mehr vorllanden- oder 
werden klug verhüllt. Politik und Politi­
ker sind heute wnstellt von organisier­
tem Mißtrauen. So will es der Rechts­
staat, die gewaltenteilende Demokratie. 
Parlamentarische Kontrolle, so ver­
merkt der Schweizer Staatsrechtslehrer 
Kurt Eichenberger, "ist von einer nega­
tiv-kritischen Haltung. Sie fragt nicht 
nach dem, was gut ist - das Zugäng­
lich-Richtige ist selbstverständlich -, 
sondern nach dem, was nicht 'klappt'. 
Sie prangert an, und bestenfalls ent­
läßt sie mit dem Befund, es sei zur Zeit 
(noch) nichts Nachteiliges zu entdek­
ken. Ihr Ziel ist die Ermittlung dessen, 
was nicht 'in Ordnung' ist, und daran 
mag sich die kühle Reinigung des Un­
reinen anschließen." Ich kritisiere das 

Das Politische generell 
unter Verdacht 

nicht, es ist die Konsequenz einer Zü­
gelung der Macht, wie sie der westli­
che Verfassungsstaat seit mehr als 200 
Jahren erfolgreich in die Wege geleitet 
hat. Aber die Konsequenzen, die 
~ ebenfolgen dieser an sich begrüßens­
werten Entwicklung müssen doch ge­
sehen werden. Wird das Politische ge­
nerell unter Verdacht gestellt, wird der 
Politiker in einer ständigen "Pur­
gierungsaskcse" (Eichenberger) gehal­
ten, so muß man sich nicht wundem, 
daß kräftige Naturen ihre Selbstentfal­
tung lieber in den Sphären Sport und 
Unterhaltung, vielleicht auch Wirt-
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schaft, Technik, Wissenschaft suchen 
- aber nicht mehr in der Politik. Es ist 
daher kein Wunder, daß die antike Stim­
mung der ,.Lust am Amt'' in dermoder­
nen Welt nicht mehr aufkommen will­
sie würde Verdacht erregen, ja als Zy­
nismus empfunden werden. Man mag 
einwenden, die vielen Skandale in der 
Politik zeigten doch die Notwendigkeit 
publizistischer und richterlicher Kon­
trollen überdeutlich. Ich fürchte, daß 
man hier einem Sehfehler unterliegt: Der 
politische Bereich ist, im Unterschied 

Politik im Flutlicht 
der öffentlichen 
Meinung 

zu - ich wage zu sagen - allen anderen 
gesellschaftlichen Bereichen, heute so 
gut erschlossen und durchsichtig ge­
macht, er liegt so sehr im Flutlicht der 
öffentlichen Meinung, daß Fouls und 
Verstöße gar keine Chance haben, über­
sehen zu werden. Längst haben sich 
viele Politiker dem angepaßt. Sie spie­
len nicht mehr ihr Ich aus, sondern rei­
ßen sich am dürren Riemen der Pflicht. 
Ob das fiir Krisenzeiten wirklich aus­
reicht? 

entscheidet sich nicht zuletzt daran, ob 
sie fähig sind, dem Menschlich-Allzu­
menschlichen in sich ein Stück Ratio­
nalität abzuringen - ein Stück Ordnung, 
das für alle gilt. Die besten von ihnen 
haben es inunerwieder vermocht In der 
Person unseres Festredners haben wir 
ein großes Beispiel unter uns. Und so 
darf ich mit Worten von Wladyslaw 
Bartos.zewski schließen, die dem nicht 
Lehr- und Lernbaren, nämlich dem 
Menschlichen in Politik und Geschich­
te gelten: ,,Außer der großen politischen 
Geschichte existiert so etwas wie eine 
kleine Geschichte, die Geschichte des 
Alltags, die nationale und übernatio­
nale Gemeinsamkeit der Erlebnisse und 
das Bewußtsein der Bedrohungen, die 
Gemeinsamkeit der Vorstellungen über 
die Zukunft, das unmittelbare Verhält­
nis zur Geschichte. Was soll das be­
deuten? Das unmittelbare Verhältnis zur 
Geschichte läßt sich einfacher überset­
zen durch das Wort Liebe. Liebe zur 
Welt, zum Leben, zu seinen Mitmen­
schen, Liebe zur Heimat. Die Liebe läßt 
sich aber ebensowenig lernen wie leh­
ren. Ebensowenig ist es möglich, 
Heimatliebe, Nächstenliebe oder 
Buropaliebe zu lernen oder zu lehren. 

Im Kuratorium nicht dem Konflikt die Zügel schießen lassen, 
sondern dem Konsens: Prof. Dr. Hans Maier 

Ich meine, der heutige Tag lädt auch 
dazu ein, ein wenig über die Rolle der 
Person, des Einzelnen in der Politik 
nachzudenken. Politik ist kein abstrak­
tes Geschehen. Sie wird von Men­
schen gemacht - von leidenschaftli­
chen, fehlbaren, von Stimmungen be­
wegten Menschen. Diese Menschen 
werden oft hingerissen von der Dyna­
mik ihres Handeins - und ihre Qualität 

Foto: Poss 

Die Liebe existiert trotzdem und wird 
immer existieren. Und sie ist stärker als 
die Kraft des Bösen ... " (Wladyslaw 
Bartoszewski, Aus der Geschichte ler­
nen?, München 1986, S. 349). 
Der Akademie für politische Bildung 
entbiete ich die herzlichen Grüße und 
Glückwünsche ihres Kuratoriums und 
ihres Beirats. Möge sie gelassen und 
erfolgreich in ihr fünftes Lebens­
jahrzehnt gehen! • 

Akademie-Report 3/1997 



Zivilcourage als Bürgertugend 
Bewußter Patriotismus: Selbstverpflichtung 

für demokratisches Engagement 

Festvortrag von Prof. Dr. Wladyslaw Bartoszewski 

Das Wesen der Demokratie besteht, zumindest im allgemeinen gegenwlrtl­
gen europiilchen und euro-amerikanischen Ventlndnls, in der von gewlhl­
ten Vertretern der Gesellschaft gebildeten Mebrbeltsreglerungen. Dte Auf­
stellunezur -mahl wird in der Regel wn Parteien vorgenommen. Immer hiuii­
ger werden die Wahlkandidaten aber auch von regionalen oder berußichen 
IntereiSensverbänden aufgestellt. Durch die Bildune regionaler 
Selbstverwaltuneaorgane ist dem einzelnen Billger die Möglichkeit gegeben, 
ltlrker EinßuD aufEntlcheidunpabllufe zu nehmen und die Ergebnisse mlt­
zugeltalten, al1 dies auf der gelamtstaatlichen Ebene gewöhnHeb der Fall Ist. 
Aufjeden Fallerlaubtdia in konkreten penonellen Entlcheldungen die Mög­
licbkeitzu mehr EiDßuDnabme. Zu den Elementen, die die ManJfestierung und 
Durcllsetzung des MebrheitlwWens in den einzelnen Ländern beschrlnken, 
geh6reu Immer die gültigen und verpflichtenden Rechtsnormen, und zwar 
nicht nnr das Straf-und Zivilrecht, sondern auch das Internationale Recht. 

Prüfstein und Richtschnur des Han­
deins ist und muß in jedem Falle die 
verpflichtende Verfassung sein. Sie, die 
Verfassung bzw. das Grundgesetz ga­
rantiert in der Regel gleichsam die 
Grund-, Menschen- und Bürgerrechte 
in weltanschaulicher, religiöser, politi­
scher, gesellschaftlicherund ökonomi­
scher Hinsicht. Jedoch selbst das per­
fekteste Grundgesetz und präzise for­
mulierte Rechtsnormen sind alleine kei­
ne Garantie für das Funktionieren einer 
Demokratie. Es bedarfhierfür weiterer, 
wichtiger Bedingungen. 
Brie Voegelin hat das Problem in seiner 

Demokratie kein 
Schlaraffenland 

Die momentane Entwicklung in die 
nahe Zukunft des 21. Jahrhunderts 
weise darauf hin, daß der legale und 
dem verbrieften Recht verpflichtete 
Mehrheitswille mehr und mehr unter 
den Einfluß ver-
schiedener Interes-

dienen. Zu den wesentlichen Elemen­
ten der politischen Kultur einzelner 
Bürger oder auch der in der Öffentlich­
keit aktiven Bürgerinitiativen gehört ei­
nerseits der Wille zur Verst!ndigung, 
die Akzeptanz Andersdenkender 
durch das Bemühen um besseres Ver­
ständnis ihrer Handlungsmotive und 
Denkweisen sowie die Bereitschaft zur 
Kompromißfindung. Dennoch ist es 
andererseits wichtig, entschieden und 
mit Mut zu seinen eigenen Bekenntnis­
sen und Postulaten zu stehen und 
manchmal auch wenigerpopuläre Mei­
nungen zu vertreten. Will heißen non­
konformes Verhalten, als ein angese­
hener und geschätzter Ausdruck von 
Zivilcourage. Es ist nichts Neues, bleibt 
aber immer aktuell. Mehr noch: Es ist 
eine Herausforderung fürdas kommen­
de Jahrhundert, um Hans Maier (bei der 
Hauptkundgebung des 85. Deutschen 
Katholikentages) zu zitieren: .,Wrrmüs­
sen den Zorn wieder lernen gegen die­
se Dinge, die Empörung gegen Unge­
rechtigkeit, Bequemlichkeit und Selbst­
sucht. Ein Volk, das sich nicht mehr 
empören kann, ist verloren! Wir müs­
sen unseren W'tllen, unsere Kräfte mo-

bilisieren, damit 

Festrede zur Eröflhung dieser Akade­
mie so kommentiert: ,,Eine Demokratie 
ist kein Schlaraffenland, in dem der 
friedliche Bürger seinen Geschäften 
nachgehen und sich des Wirtschafts­
wunders erfreuen kann, sondern ein 
Zustand der täglichen, wohlgeübten 
und zur Gewohnheit gewordenen 
Wachsamkeit und Disziplin in den 
Grundfragen des politischen Lebens. 
Demokratie ist nur möglich, wo es 
Bürgertugend gibt. Und die erste der 
Tugenden, ohne die allen anderen die 
Ordnung des Handeins fehlt, ist das 
sichere Wissen um die Grundsätze des 
Zusammenlebens freier Menschen in 
einer freien Gesellschaft." 

sensgruppen aus 
Wutschaft und Poli­
tik gerät und somit 
zur Manipuliertnas­
se wird. Diese Erfah­
rung läßt den Rück­
schluß zu, daß der 
Erfolg einer Demo­
kratie in überwiegen­
dem Maße von den 
Menschen, den Bür­
gern bzw. vonjedem 
einzelnen, sich als 
Staatsbürger begrei­
fenden Individuum, 
abhängig ist. Es 
geht dabei nicht 
hauptsächlich um 
das bloße Fachwis­
sen im Bereich der 
Politikgeschichte 
oder der Wissen­
schaft der politi­
schen Ideenge-

Das perfekteste Grundgesetz ist 
alleine keine Garantie für das 
Funktionieren einer Demokratie: 

von diesem Katho­
likentag eine B~ 
gung zum Besseren 
ausgeht - unüber­
sehbar für die 
Mächtigen in unse­
rer Gesellschaft, 
für die Massenme~ 
dien, die Regie­
rung, die Parteien, 
die Gewerkschaf­
ten, die Verbände. 
Wir fordern die 
Massenmedien auf, 
über diese, unsere 
wirklichen Nöte zu 
berichten und nicht 
Scheinprobleme 
hoc hzu spielen 
oder zum Abbau 
von Werten beizu­
tragen. Wir verlan· 
gen von Regierun­
gen und Parteien, 
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Prof. Wladyslaw Bartoszewski 
bei seinem Festvortrag. 
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schichte, sondern um die Geisteshal­
tungen, die Einsatzbereitschaft und 
Zusammenarbeit zur Realisierung wich­
tiger Zielsetzungen, die der Allgemein­
heit der Bürger und somit dem Staate 

daß sie uns nicht 
mit kleiner Reformkost hastig über eine 
Legislaturperiode hinwegfilttem, son­
dern daß sie die Zukunft im Auge be­
halten, auch wenn dies Verzicht in der 
Gegenwart bedeutet. Und Gewerk-
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schaften und Verbände sollten aufrich­
tiger unterscheiden zwischen dem, was 
allgemeines Interesse und dem, was ihr 
Interesse ist 
Die Sorge für Familie, Jugend, Erzie­
hung muß wieder zum Mittelpunkt un­
sererinneren Politik werden. Die Gnmd­
fragen unserer Zukunft, unseres Le­
bens und Weiterlebens als Nation müs­
sen bei uns wieder den öffentlichen 

Bereitschaft zum 
Kompromiß 

Rang gewinnen, den sie seit vielen J ah­
ren verloren haben. Dafür kann man 
sich eine Menge von Schaustellungen 
und Schaukämpfen ersparen, die nur 
der politischen Pro:filierung dienen. 
Übrigens: wer ein Gesicht hat, braucht 
kein Profil." 
Ein universal gültiger Kanon politi­
scher Kultur scheint nicht zu existie­
ren. Aber zumindest kann man von 
Minimalpostulaten in diesem Bereich 
ausgehen, wobei das Dilemma der Po­
litiker darin besteht, zwischen dem ed­
len Willen zur Weltverbesserung und 
der pragmatischen Sicht der Dinge in 
ihrem realistischen, räumlich undhisto­
risch festgelegten Rahmen wählen zu 
müssen. Ein weiteres, anderes Dilem­
ma ist das Reagieren auf die unter­
schiedlichen Haltungen innerhalb der 
öffentlichen Meinung sowie deren Er­
fassung und Umsetzung in die politi­
sche Praxis. Die goldene Mitte zu fin­
den zwischen der Achtung anderer und 
ihrer abweichenden Ansichten und 
dem Bemühen um höchstmögliche Ef 

Problematik der 
Streitkultur 

fektivität und Durchsetzung der eige­
nen Ziele, ist ein weiteres Dilemma im 
Bereich der Politik. Dies verweist uns 
auf die Problematik der Streitkultur. Das 
Verteidigen und Vertreten eigener 
Standpunkte gegen andere Meinungen 
bei notwendigem gleichzeitigem Re­
spekt vor dem Gegenüber erweist sich 
in der Praxis immer wieder als schwer 
umsetzbar. Diese hohe Anforderung 
an sich selbst und an den Streitpartner 
bedeutet in der Konsequenz eine un­
eingeschränkte moralische Integrität 
der im Mittelpunkt der Öffentlichkeit 
stehenden Handelnden. Die Erfüllung 
dieses Anspruches würde jedoch be-
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wirken, daß man diesen Personen in 
jeder Situation Vertrauen und Respekt 
zollen und sie als anständige Men­
schen betrachten könnte. 
Die Bedingung zur Vertiefung der poli­
tischen Kultur innerhalb Gesellschaf­
ten ist die immerwährende, unermüdli­
che Erziehungs- und Bildungsarbeit im 

Einklang mit den Traditionen zu lö­
sen wird so geschult und verbessert. 
Werm sich die Aufgabe der Bürger auf 
die Abgabe ihrer Stimme bei allgemei­
nen Wahlen alle paar Jahre beschränkt, 
so ist jede Demokratie vom Nieder­
gang bedroht. Gute Bürger- Patrioten 
ihres Landes - interessieren sich für 

"Wer ein Gesicht hat, 
braucht kein Profit• 

(Prof Dr Hans Muer) 

Bereich der Schulen, Kirchen, Famili­
en, Verbände und der politischen Par­
teien mit dem Ziel der Förderung und 
Verankerung von Bürgertugenden. Ei­
nige Punkte dieses unverbrieften 
Tugendkataloges sind von prinzipiel­
ler Bedeutung für eine intakte, gut funk­
tionierende Demokratie. Als eine der 

Liebe zur Heimat 

wichtigsten unter ihnen erachte ich die 
tiefe Verbundenheitmit der Heimat, dem 
eigenen Land und dem eigenen Staat. 
Ich zögere nicht, diese Bande der Lie­
be Z\U' Heimat zu bezeichnen. Diese Lie­
be zur Heimat, die ich Patriotismus nen­
nen will, erachte ich als wesentliches 
Element dermenschlichen Identität, als 
deren Wurzeln und Garant für Stabili­
tät. Sie ist Quell für die Bereitschaft, 
Verantwortung für die Gegenwart und 
Zukunft zu übernehmen. PatriotismuS 
bedeutet gleichsam Sorge um das Wohl 
des Landes und Staates, wie auch akti­
ve Teilhabe und Teilnahme an gesell­
schaftlichen Fragen. Dies findet z.B. 
Ausdruck in der Beteiligung an Wah­
len zur Selbstverwaltung oder Regie­
rungsbildung, aber auch in der gesell­
schaftlichen Kontrolle der aus Wahlen 
hervorgegangenen Regierungen. Be­
wußter Patriotismus schließt Passivi­
tät aus, denn er ist kein Lippenbekermt­
nis, sondern die Selbstverpflichtung 
zur Bereitschaft, sich genauso um die 
gesellschaftlichen, wie auch um die 
unmittelbar in der eigenen Umgebung 
bestehenden Probleme zu kümmern. 
Die Fähigkeit, sich zu organisieren und 
bestehende Probleme im Rahmen des 
geltenden und verbindlichen Rechts im 

ihr Umfeld, besitzen die Fähigkeitmit 
ihren Nachbarn und Menschen ähnli­
cher Interessen zusammenzuarbeiten, 
ohne daß dafür Direktiven von irgend­
welchen oberen Stellen notwendig wä­
ren. Zu den grundlegenden Bürger­
tugenden gehört auch die Ehrlichkeit 
bzw. Aufrichtigkeit. Ohne Ehrlichkeit 
und einem Minimum an gegenseitigem 
Vertrauen ist die Funklionsfiihigkcit ei­
nes demokratischen Systems gestört. 
Es ist bereits eine Binsenwaluheit, daß 
man Bürgerrechte, z.B. durch Wahl­
fälschungen, nicht einschränken 

Zeichnung: 5tauber 

kann. Die strengen Verfahren in Steu­
erfragen oderder Ökonomie im Bereich 
der Konkurrenzwirtschaft scheint da­
gegen einer nicht unbedeutenden 
Gruppe von Bürgern schon weniger 
verständlich. Die Achtung des Ge­
meinwohls auf gesellschaftlicher, 
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kommunaler und staatlicher Ebene und 
das Gefühl der gemeinsamen Verant­
wortung gegenüber diesem Gut ist eng 
mit der Bürgertugend Ehrlichkeit ver­
bunden. Die Erfahrungen der Men­
schen in den Ländern Europas, die zu 
einem Leben im kommunistischen Sy­
stem verurteilt waren, lehren uns heu­
te, daß die 

Wahrheitsliebe und 
Zivilcourage 

Herausbildung eines adäquaten Ver­
hältnisses zu Gemeingütern, und zwar 
ohne Zuhilfenahme unmißverständli­
cher Direktiven und strengen Kontrol­
len, bei der Gesundung vormals krank­
hafter Beziehung von äußerster Priori­
tät ist. Wahrheitsliebe und Zivilcoura­
ge im öffentlichen Leben sind Bürger­
tugenden, die für eine reife Demokratie 
charakteristisch sind. Diese Tugenden 
sind nicht immer einfach zu praktizie­
ren. Thre Grundlage ist der Glaube an 
die Existenz einer Hierarchie morali­
scher Werte und der Wille zur Unter­
scheidung zwischen Gut und Böse im 
öffentlichen Leben, kurz, der Glaube an 
objektive, bestimmbare Werte. Zivil­
courage zu zeigen, ist oftmals mit 
Schwierigkeiten und Unannelnnlichkei­
ten verbunden. Die Bereitschaft, aus 
eigener Oberzeugung heraus ,,Ja" zu 

Kampf gegen Haß 
und rntoleranz 

sagen, wenn andere "Nein" sagen 
oder umgekehrt, ,,Nein" zu sagen, der­
weil andere "Ja" sagen, war und ist in 
jedem Land eher eine Seltenheit. Zivil­
courage ist oft verbunden mit Verzicht 
und Opferbereitschaft. Die entspre­
chenden Beispiele hierzu in der jüng­
sten Geschichte Europas kennen wir 
alle. Also: Ein vorbildlicher guter Bür­
ger drückt sich nicht vor der Verteidi­
gung der Demokratie und stellt sich dem 
Versuch anderer, die Menschen- und 
Bürgerrechte zu verletzen entgegen, 
auch wenn es ihn nicht unmittelbar 
betrifft. Er ist bereit, gegen Haß und 
Intoleranz im öffentlichen Leben anzu­
kämpfen, nutzt und verteidigt die Rede­
und Gedankenfreiheit und akzeptiert 
frei und legal durchgefiihrte Mehrheits­
entscheidungen auch dann, wenn sie 
scheinbar gegen seine privaten Inter­
essen stehen. • 
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Kompakte Staclt: 

Konkretisierung eines Leitbilds 
Nur Umdenken verhindert Horrorszenarien 

von JosefDeimer, Oberbürgermeister von Landshut 

Für die zukünftige Entwicklung unserer Stlldte sind unterschiedliche Stim­
mungen und Geisteshaltungen auszumachen, die in Leitbildern wie "nach­
haltige Entwicklung", ,,Misclmutzung- Stadt der kurzen Wege", "die bJ.ato.. 
rische Stadt als Lebensraum", "Stadt im Gleichaewicht" Ihren Ausdruck 
finden. Im Prinzip geht es wohl darum, daß wir in Europa einen BUck auf die 
Stadtaesellschaft und ihre Entwicklung werfen müssen. Der politische Hu­
manist und Theologe Romano Guardini hat bereits in den 20er-Jahren von 
den Grenzen des Wachstums gesprochen und gemeint, daß das kommende 
Jahrhundert die Grenzen dnrch den WIDen enetzen muß, sich miteinander 
einzurichten. Das ist heute, so meine ich, das Gebot der Stunde. 

Auf dem Umweltgipfel in Rio de Janei­
ro hat sich die internationale Staaten­
gemeinschaft 1992 auf das Leitbild ei­
ner nachhaltig zukunftsverträglichen 
Entwicklung verständigt. Zukünftig 
wollen die Gesellschaften nicht mehr 
vom Naturkapital selbst, sondern nur 
noch von dessen Zinsen leben. Das 
wäre eine Revolution im Umgang ntit 
der Natur. Sie hätte weitreichende Kon­
sequenzen für das wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Leben überall auf der 
Welt. Betroffen sind nicht nur die in­
dustrialisierten Staaten ntit ihrem ho­
hen Energie- und Materialverbrauch 
und ihren beträchtlichen Emissionen; 
sie sind aber in besonderem Maße an­
gesprochen. 

Horrorszenario Stadt­
landschaft 

Nach Rio hat die Enquete-Kommission 
"Schutz des Menschen und der Um­
welt" des 12. Bundestages für den 
Umgangmit der Natur vier grundlegen­
de Regeln entwickelt: 

1) Die Abbaurate erneuerbarer Res­
sourcen soll deren Regenerationsrate 
nicht überschreiten. 

2) Nicht-erneuerbare Ressourcen sol­
lennur in dem Umfang genutzt werden, 
in dem ein physisch oder funktionell 
gleichwertiger Ersatz geschaffen wird. 
3) Stoffeinträge in die Umwelt sollen 
sich an der Belastbarkeit der Umwelt-
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medien orientieren, wobei alle Funk­
tionen von Natur und Umwelt zu be­
rücksichtigen sind. 
4) Das Zeitmaß der von Menschen ver­
ursachten Einträge bzw. Eingriffe in die 
Umwelt muß in einem ausgewogenen 
Verhältnis zum Zeitmaß für das 
Reaktionsvermögen der Umwelt ste-

hen. Diese vier Grundregeln bilden die 
erste Stufe der Konkretisierung des 
Leitbilds der nachhaltig zukunfts­
verträglichen Entwicklung. Schon hier 
können die Fachleute munter streiten. 
Aus der Fülle der Fragen, die man mit 
guten Gründen unterschiedlich beant-

Oie Enqu81e-Kommiesion des 
o.utlchen Bundeatlgea 
"Schutz des MeMchen und 
der Umwelt" unter Vorartz 
von Marion C.spers-Merk 
(SPD) legte Im April ihren 
Zwtsehenbericht vor. S.rerts 
wenige Wochen apetM 
konnten die Ergebnlase in 
Tutzing vom 17. -18.Junl 
auf den Prüfstand einer 
Expertentagung gestellt 
v.wden. 
Joaef Deirner, Oberbürgermet­
"*'wn Landshut und Pnili­
dent des BayeriiChen Städte­
tags, sowie ehe MUnchner 
Stadtbauräbn, ChristJane 
Thafgott, er1iuterten ~n 
Komml81ion8rnitghdem da 
"Konzept Nachh~it" aua 
der Sicht betroffener Kommu­
natpolitiker. Praktische 
Probleme und die NobNendlg­
kelt zukünftiger, nachhaltiger 
StadtentwlckJungspolitik 
ltanden im Vordergrund der 
beiden Referate, die wir 
dola.menberen. 

Jan TomuchoH 

worten kann, möchte ich nur zwei her­
ausgreifen: 
I) Wie hoch ist die Regenerationsrate 
bei erneuerbaren Ressourcen? 

2) Wann liegt ein gleichwertiger Ersatz 
beim Verbrauch nicht erneuetbarer Res­
sourcen vor'! 
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"Diese unselige Zersiedelung, 
die wir öeobachten, 

müßte also gar nicht sein, 
wenn man endlich von der 

Gefälligkeitspolitik ablassen würde." 

Gegenstand der heutigen Veranstal­
tung ist der Zwischenbericht der 
Enquete-Kommission "Schutz des 
Menschen und der Umwelt" des 
13.Bundestages vom April dieses Jah­
res. Darin stellt die Kommission fest, 
daß in den alten Bundesländern der 
Anteil der Siedlungs- und Verkehrs­
fläche an der Gesamtfläche von 7,1 Pro­
zent imJalue 1950 auf12, 7 ProzentEnde 
1992 angestiegen ist. Dabei stehen die 
Verkehrsflächen mit 4,6 Prozent der 
Gesamtfläche den Gebäude und Frei­
flächen mit 5,8 Prozent der Gesamt­
fläche nicht mehr wesentlich nach. In 
nur vier Jahrzehnten hat die Flächen­
inanspruchnahme um 80 Prozent zuge­
nommen. 
Im vierten Kapitel ihres Zwischenbe­
richts beschreibt die Kommission sehr 
detailliert und zutreffend, daß ohne 
grundlegend neue Verhaltensweisen 
das Wachstum der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen weitgehend unge­
bremst weitergehen wird. 
Zusätzliche Wohnungen werden benö­
tigt. Die Bevölkerung wird vonjetzt 81 
Mio. auf 84 bis 85 Mio. im Jahr 2010 
steigen. Bis dahin dürfte die Zahl der 

Flächenbedarf steigt 

Haushalte von 35 Mio. auf39 Mio. zu­
nelnnen. Bis zum Jahr 2015 werden die 
Einpersonen-Haushalte um über 10 
Prozent auf 14 Mio. anwachsen. 
Die Wohnfläche je Einwohner steigt. 
Zum Wohnflächenkonsum trägt auch 
die Alterung der Gesellschaft bei, da 
nicht der aktuelle, sondern der frühere 
Familienstand, als die Kinder noch im 
Haushalt lebten, die jeweilige Wohn­
raumsituation widerspiegelt. Der An­
stieg der Eigentumsquote führt zu mehr 
Wohnfläche, da Eigentümer in größe­
ren Wohnungen leben als Mieter. 
Noch immer steigt der Flächenbedarf 
der Arbeitsplätze. 
Der zunehmende Straßenverkehr er­
fordert weitere Verkehrsflächen. 
Gleichzeitig fordert die Kommission die 
Entkoppelung des Flächenverbrauchs 
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vom Wirtschafts- und Bevölkerungs­
wachstum: Zunächst eine deutliche 
Verlangsamung der Umwandlung von 
unbebauten Flächen in Siedlungs- und 

Energieverbrauch 
senken 

Verkehrsflächen; langfristig soll die 
Umwandlung von unbebauten Flächen 
in bebaute durch gleichzeitige Erneue­
rung (Entsieglung u.a.) vollständig 
kompensiert werden. Der Weg dahin 
wird lang und domenreich sein, fü.rch­
teich. 
Die Kommission rechnet uns vor, daß 
die Gesamtfläche dCr Bundesrepublik 
Deutschland in 81 Jahren komplett zu­
gebaut ist, wenn man - erstens - ein 
Wirtschaftswachstum wie in den ver­
gangenen 30 Jahren unterstellt und 
wenn es - zweitens - nicht gelingt, die 
Flächeninanspruchnahme vom Wirt­
schafts- und Bevölkerungswachstum 
abzukoppeln. Deutschland - eine ein­
zige Stadtlandschaft: Das ist ein Hor­
ror-Szenario! Kann man aber mit sol­
chen Bildern bei den Menschen jetzt 
die Bereitschaft zu grundlegenden 
Verhaltensänderungen wecken, wo 
noch 55 Prozent der Landesfläche land­
wirtschaftlich genutzt werden und 
knapp 30 Prozent von Wald bedeckt 
sind? 
Gegen die Begrenzung der Flächen­
inanspruchnahme wird der Mäusle­
bauer, der daran geht, seinen Lebens­
traum zu verwirklichen, einwenden, daß 
er sein Grundstück nur mäßig überbaut. 
Wenn er für ökologische Fragen auf­
geschlossen ist, wird er daraufhinwei­
sen, daß er das Oberflächenwasser 
nicht in den Kanal einleitet, daß er zur 
Senkung des Energieverbrauchs den 
bestmöglichen Wärmeschutz gewählt 
und Sonnenkollektoren und eine 
Photovoltaik-Anlage vorgesehen hat. 
Überzeugt ist er auch davon, daß er mit 
einer artenreichen Bepflanzung seines 
Grundstücks mit heimischen Gehölzen 
zur Erhaltung der natürlichen Vielfalt 
mehr beiträgt als der Landwirt vorher, 

der unter hohem chemischen Einsatz 
Mais anbaute. 
Der Unternehmer, den ich als Oberbür­
germeister überreden möchte, seine 
Produkte in einem mehrgeschossigen 
Gebäude herzustellen, wird zunächst 
darauf verweisen, daß er soviel Kapital 
nicht binden kann. Dann könnte er gel­
tendmachen, daß er für eine Leichtbau­
halle weniger Baustoffe braucht, als 
wenn er in einem soliden, mehrgeschos­
sigen Hause produzieren würde.Darauf 
angesprochen, daß der Materialzulauf 
und die Auslieferung seiner Produkte 
ausschließlich über die Straße erfolgen, 
wird er auf die geringeren Kosten und 
die hohe Flexibilität des Lkw's hinwei­
sen. 
Solche fiktiven Gespräche ließen sich 
beliebig vermehren. Deutlich machen 
wollte ich damit, daß der Appell an die 
Vernunft, das Naturkapital den Kindem 

Nachhaltigkeit 
beginnt im Kopf 

und Kindeskindem ungeschmälert 
weiterzugeben, wenig ausrichtet, wenn 
es um Lebensträume, tiefverwurzelte 
Handlungs- und Verhaltensmuster und 
um wirtschaftliche Zwänge geht. Frau 
Caspers-Merk, die Vorsitzende der 
Enquete-Kommission, hat daraus den 
Schluß gezogen: "Nachhaltigkeit be­
ginnt im Kopfund verlangt die Verwirk­
lichung politischer und gesellschaftli­
cher Vorstellungen in neuen Partner­
schaften." Ich finde, das ist ganz her­
vorragend definiert. 
Sehen wir uns also nach Partnern für 
einen nachhaltigen Umweltschutz um. 
Mir drängen sich da die Stadtplaner 
auf, die 1993 mit der Bezeichnung ,,Zu­
kunft Stadt 2000" die kompakte Stadt, 
die Stadt der lcunen Wege gefordert 
haben. Ihr Schlüsselbegriffheißt "ver­
kehrsvermindernde Siedlungsgestal­
tung". Im Thxt heißt es dazu: 
,,Dieses Ziel erfordert eine Stärkung 
hochverdichteter, durchmischter Stadt­
bereiche, insbesondere in den Kernen 
von Städten und Stadtteilen. Es erfor­
dert u.a. eine Stärkung der Zentren in 
den Umlandgemeinden. Größere 
Wohngebiete sollten gleichzeitig in das 
öffentliche Personennahverkehrs­
system eingebunden werden. Die Er­
weiterung von Stadtregionen muß 
Hand in Hand mit dem Ausbau des öf­
fentlichen Personennahverkehrs ge-
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hen, damit die einzelnen Siedlungs­
schwerpunkte nicht nur durch lei­
stungsfähige Straßen, sondern auch 
durch schienengebundene Verkehrs­
mittel verknüpft sind Es muß ein poly­
zentrisches System mit jeweils verdich­
teten, durchmischten Siedlungskernen 
entstehen, bei dem natürlich die histo­
rischen Siedlungskerne ein deutliches 
Übergewicht behalten. Eine hohe Mi­
schung kann das Verkehrssystem ent­
lasten." 
Das Leitbild der kompakten Stadt mit 
kurzen Wegen ist die planerische Ant­
wort auf den Prozeß der Suburbani­
sierung, der ungehemmten Inan­
spruchnahme von Grund und Boden 
für Siedlungs- und Verkehrsßächen. 
Dennoch bezweifelt manch einer, daß 
dieses Leitbild der Realität standhält 
Eingewandtwird vor allem, daß bei den 
heutigen Transportmöglichkeiten die 
~ähe zum Arbeitsplatz keine Priorität 
bei der Wohnplatzsuche habe.Des­
halb werde es kaum gelingen, daß für 

Feigheit der Politik 

den Einzelnen Wohnung und Arbeits­
platz nahe beieinander liegen. Im übri­
gen sei es ja gerade die wirtschaftliche 
Stärke der Stadt und ihrer Region, daß 
sie insgesamt einen großen, einheitli­
chen und dynamischen Arbeitsmarkt 
bilden. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang 
die Feigheit der Politik ansprechen, 
denn es gibt Landesentwicklungs- und 
Raumordnungspline. Diese unselige 
Zersiedelung, die wir beobachten, müß­
te also gar nicht sein, wenn man end­
lich von der Gefälligkeitspolitik ablas­
sen würde. Wenn man heute von 
Landshut nach München fährt, sieht 
man in nichtzentralen Orten mitten auf 
der grünen Wiese riesige Gewerbe­
flächen entstehen. In harten Diskussio­
nen mit dem zuständigen Minister habe 
ich verhindem können, daß wir in un­
mittelbarer Nähe von Landshut in ei­
ner anderen Gemeinde, die keine 
zentralörtliche Bedeutung hat, noch ein 
solches Gebiet bekamen. Übrigens ist 
der Vorsitzende der Verwertungs­
gesellschaft für die Grundstücke zu­
gleich der Bürgermeisterdieser Gemein­
de - rationellerweise, muß man wohl 
sagen. Man kann das alles kaum noch 
glauben. 
Sicher ist die Beobachtung richtig, daß 
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die Fahrtwege zwn Arbeitsplatz in den 
letzten 30 Jahren ständig zugenoDDDen 
haben. Richtig ist auch, daß selbst in 
den Verdichtungsräumen die klein­
teilige Bebauung an verkehrlieh des­
integrierten Standorten zu häufig war. 
Es gibt aber auch ermutigende Beispie­
le. Die in den 60er Jahren drohende Ver-

ödung der Innenstädte ist nicht Wirk­
lichkeit geworden, im Gegenteil. Ich er­
innere an den Appell der deutschen 
Städte von 1970: ,,Rettet unsere Städte 
jetzt!". Wli' können sagen, daß das Städ­
tebauförderungsgesetz - es hat be­
kanntlich vor Kurzem sein 25-jähriges 
Jubiläwn gefeiert- wirklich ein Glücks­
fall war und hoffentlich noch län-

Kompakte Stadt steht 
dem Arbeitsmarkt 
nicht entgegen 

ger bleiben wird. Zahlreiche Konver­
sionsflächen mit einstmals geringer 
Nutzung konnten für eine städtebauli­
che Nutzung mit hoher Dichte und 
Nutzungsmischung zurückgewonnen 
werden. Gleiches geschieht in vielen 
Städten mit ehemals gewerblich/indu­
striell genutzten Flächen, die im Struk­
turwandel brachgefallen waren. 
In meiner Heimatstadt Landshut haben 
wir - als eines von vielen Beispielen -
z.B. die Mühleninsel zwischen den bei­
den IsiD'BITDen, wo Betriebe ausgelagert 
wurden, und die jetzt ausschließlich als 
ökologische Ausgleichsfläche für die 
Innenstadt dient. Ein weiteres Beispiel 

wäre der Schlachthof, der ebenfalls aus­
gelagert wurde. Dieses Gelände soll 
jetzt für eine verdichtete Wohnbebau­
ung herangezogen werden. Von den 
Flächen im Außenbereich werden von 
270 Hektar nur zwanzig für die Stadt­
erweiterung herangezogen, die ande­
ren 250 Hektar werden ~aturschutz-

Zeichnung: Tomaschoff 

fläche. Da hat man dann schon nicht 
mehr die große Lust, dem Bund diese 
Flächen abzukBufen, weil man meint, der 
könnte das ja auch selber machen. 
Entscheidend ist aber, daß die kompak­
te Stadt mit den Merkmalen hohe Nut­
zungsdichte, hohe Durchmischung 
und guter Erschließung durch den öf­
fentlichen Personennahverkehr dem 
einheitlichen, dynamischen Arbeits­
markt nicht im Wege steht. In der kom~ 
paktenStadtsind nun einmal die Wege 
zum Arbeitsplatz, zu den Einkauf­
stätten, zu den Freizeit- und Vergnü­
gungsstätten und zum die Stadt glie­
demden Grünflächennetz kürzer als in 
einer ausufernden Siedlungsland­
schaft, die manche als ,,Siedlungsbrei" 
bezeichnen. Durch vermehrte Nut­
zungsmischung können in jedem Stadt­
viertel zusätzliche Arbeitsplätze einge­
richtet werden. Vor allem kleinere Un­
ternehmen im Dienstleistungsbereich, 
deren Bedeutung nach allen verfügba­
ren Prognosen kräftig wachsen wird, 
werden sich in den Wohnquartieren 
ansiedeln. Da wird mancher seiner Be­
schäftigung wieder in fußläufiger Ent-
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femung nachgehen können. Diejeni~ 
gen aber, die außerhalb ihres Wohn­
viertels arbeiten - auf überschaubare 
Zeit bleibt das die Mehrheit - können 
in der kompakten Stadt den Arbeits­
platz nach kurzer Fahrtmit Bus, Tram, 
U-Bahn oderS-Bahn erreichen. In ei­
ner Stadt hoher Bau- und Nutzungs­
dichte ist der öffentliche Personen­
nahverkehr attraktiv. 
Er ist auch wieder im Kommen. In 
Landshut ist er seit 1990 um über 50 
Prozent angewachsen. Seine Umorga­
nisation, weg vom Zentralismus, hin 

Einsparpotentiale 

zu mehr regionaler Verantwortung, 
hat durchaus Früchte getragen. Auch 
längerfristig hat er gute Chancen. Un­
ter dem Druck der Globalisienmg wer­
den sich in breiten Schichten der Be­
völkenmg die Einkommensverhältnis­
se kawn verbessern. 
Die kompakte Stadt ist auch wirtschaft­
licher. Stellen Sie sich alldie Leitungen 
vor, die unter der Straßenoberfläche 
verlegt sind: Die Wasserleitung, der 
Abwasserkanal, die Energieversor­
gung mit Strom, Gas und Fernwärme 
und schließlich die vielen Kabel, die 
der Übermittlung von Informationen 
dienen. Fürall diese Netze braucht man 
in der kompakten Stadt weniger lau­
fende Meter je Einwohner oder Ar­
beitsplatz. Das sind Kostenersparnis­
se, die in letzter Konsequenz auch der 
internationalen Konkurrenziahigkeit 
der deutschen Wirtschaft zugute kom­
men. Denken Sie weiter an den durch­
aus bedeutenden innerstädtischen 
Wirtschaftsverkehr. :I{une Wege eröff­
nen bedeutende Einsparpotentiale an 
Zeit und Kosten, unter der Vorausset­
zung freilich, daß Verkehrsstauungen 
vermieden werden können. Für den 
Wirtschaftsverkehr reichen unsere 
Sq:aßen, wenn im Berufsverkehr noch 
mehr Menschen Busse und Bahnen 
wählen und diese Verkehrsmittel auch 
im noch zunehmenden Freizeitverkehr 
als attraktive Alternative zum Auto 
anerkannt werden. 
Nur andeuten möchte ich noch, daß­
gesellschaftliche und demographische 
Entwicklungen die kompakte Stadt be­
günstigen. Mit dem Aufbrechen der 
traditionellen Familie und dem zuneh­
menden Anteil von Singles verliert das 
"Häuschen im Grünen" an Bedeutung. 
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Die alten Menschen nach der Jahrtau­
sendwende werden nicht nur zahlrei­
cher, sondern im Durchschnitt gebil­
deter, wohlhabender und vermutlich 
auch aktiver sein als die heutigen Se­
nioren. "Städtischere Lebensweisen" 
sind deshalb wahrscheinlich. 
Langfristig hat die kompakte Stadt 
meiner Meinung nach durchaus Chan­
cen. Allerdings wird es notwendig 
sein, daß Umwelt- und Kommunalpo­
litiker gemeinsam alle Akteure der 
Stadtentwicklung in geduldiger Argu­
mentation davon überzeugen. Es ist 
eine alte Erkenntnis der Sozial- und 
Gesellschaftswissenschaft, daß die 
subjektiven Verhaltensweisen und 
Wertemuster den realen gesellschaft­
lichen Bedingungen oft weit hinter­
her hinken. Es war aber immer schon 
Aufgabe der Politik, die Gesellschaft 
auf die Erfordernisse der Zukunft hin­
zuweisen. 

Häme vom Bürger 

Im Zusammenhang mit den Thesen der 
Kommission zum Flächenverbrauch 
möchte ich etwas wiederholen, was 
vielleicht inzwischen fast ein alter La­
denhüter ist: Ich habe bereits 1972 in 
der Stadt-Umland- Kommission vor­
geschlagen, die sogenannte Regional­
stadt ~treben, um in der Flächen­
nutzungsplanung zu vernünftigen Re­
sultaten zu gelangen. Die Kommission 
sagt mit Recht, daß man eine regionale 
Flächennutzung braucht. In Landshut 
haben Stadt und Umland seit Anfang 
der 70er Jahre gemeinsame Flächennut­
zungspläne. Aber besonders effizient 
sind sie nicht, weil das Prinzip des klein­
sten gemeinsamen Nenners vor­
herrscht. Man will ja dem anderen nicht 
dauernd an den Karren fahren oderihm 
einen Wunsch verwehren. und die klei­
neren Gemeindenhaben immer die Sor­
ge, ins Hintertreffen zu geraten und 
sind gegenüber der Kernstadt nie be­
sonders rücksichtsvoll. Und so erlebt 
man es dann, daß die großen Einkauf­
zentren, die man bewußt mit Blick auf 
den örtlichen Einzelhandel aus der 
Stadt fernhilt, außerhalb der Kemstadt, 
aber im umnittelbaren Umfeld, angesie­
delt werden. Vom Bürger erntet man 
dann HArne. 
Ich meine, es wäre zu überlegen, ob 
man nicht eine neue Kategorie von Ge­
meinden schaffen müßte, die man 

stadtangehörige Gemeinde nennen 
könnte. In einem Landkreis gibt es ja 
kreisangehörige Städte und Gemein­
den. Nach meiner Vorstellung sollte es 
künftig einerseits Landkreise und kreis­
angehörige Gemeinden geben, anderer­
seits Regionalstädte mit stadtan­
gehörigen Gemeinden. Die Funktionen 
der Umlandgemeinden wären die glei­
chen wie bei kreisangehörigen Gemein­
den, und die kreisfreien Städte als 
Regionalstiidte, die ja ohnehin die Funk­
tion des Landkreises haben, hätten 
dann die Doppelfunktion. Nach der 
Mühsal der Gemeindegebietsreform 
undder Landkreisreform von 1972 wird 
sich die Politik da allerdings nicht her­
anwagen. Aber unter dem Ziel einer 
nachhaltigen Politik müssen auch 
Strukturen, sprich Planungshoheiten 
verändert werden. Ich meine, daß die 
kompakte Stadt auch für die Gemein­
den im Umfeld der Kernstädte Leitbild 
werden sollte. Auch dort sind städti­
sche Wohn- und Lebensweisen zu ent­
wickeln. Nachdem sich die Berufs­
strukturen stark wandeln, wäre jetzt 
meines Erachtens der richtige Zeit­
punkt, das zu diskutieren. 

Verfassungswidriges 
Verhalten 

Eine letzte Bemerlrung zur Bodenpolitik. 
Hier wäre ebenfalls eine Reform, fast 
schon eine Revolution nötig. In der 
Bayerischen Verfassung steht klipp 
und klar, daß demjenigen, der zum 
Wertzuwachs von Grund und Boden 
nichts beiträgt, dieser Mehrwert auch 
nicht zusteht. Wir verhalten uns eigent­
lich verfassungswidrig, wenn ein Ein­
zelner den gesamten Planungs­
wertzuwachs kassieren kann. Hier 
stimmt die soziale Symmetrie überbaupt 
nicht mehr. In einer sozialen Marktwirt­
schaft geht es nicht ohne die Sozial­
verpflichtung von Grund und Boden. 
In dieser Wirtschaftsordnung sollen 
doch die Härten des Marktes durch so­
ziale Maßnahmen ausgeglichen wer­
den. Das wird in der jetzigen Globali­
sierungsdiskussion immer wieder ver­
gessen. Die Gründerväter der sozialen 
Marktwirtschaft, Alfred Müller­
Armack und Ludwig Erhard, haben ja 
nicht geschrieben, daß die Wirtschaft 
lenkt, sondern daß das soziale Interes­
se bestimmend ist. Das ist ein ganz ent­
scheidender Punkt. 
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Wenn nämlich das soziale Interesse im 
Vordergrund steht, müßten wirmit Zie­
len wie dem vernünftigen Zusammen­
leben, dem Sich-Miteinander-Einricbt.en 
in einer kompakten Stadt Erfolg haben . 

• 

"Bei der Bodenpolitik 
wäre eine Reform, fast 

schon eine Revoluti­
on, nötig. ln der Baye­

rischen Verfassung 
steht klipp und klar, 

daß demjenigen, der 
zum Wertzuwachs von 

Grund und Boden 
nichts beiträgt, dieser 
Mehrwert auch nicht 

zusteht." 

(Josef Deimer) 

Zeichnung: Stauher 
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St.adt der kurzen Wege 
Wohnungsbau und Verkehr 

zukunftsgerecht sichern 

von ChristiaDe Thalgott, Stadtbaurätin, München 

Wenn man den Wohnungsbau in München und in der Region be­
trachtet, muß man wissen, daß München wie die Region jeweils 
etwa 1,3 Millionen Einwohner haben. Die Stadt ist mit 300 Qua­
dratkilometern ziemlich klein, die Region im Vergleich dazu sechs 
bis sieben mal so groß. Die gesamte Region, Kernstadt und Um­
land, besteht aus 186 Gemeinden, die alle gemeinsam Im regio­
nalen Planungsverband versuchen, ihre Geschicke zu steuern. Die 
Entwicklung der Wohnungszahlen in Stadt und Umland ist fast iden­
tisch; pro Jahr werden etwa 6000 bis 7000 Wobnungen gebaut. 

Wenn wir nun das Ziel "Nachhaltige Es wurde vorhin schon gezeigt, wie 
Stadt, Stadt der kurzen Wege" verfol- wachsender Wohlstand den Flächen-
gen wollen - im Rahmen des verbrauch steigert. Noch viel bemer-
Stadtentwicklungsplans "Perspektive kenswener ist vielleicht das Verhält-
München" haben wir das ,,Kompakt- nis von Geburten zu Anmeldungen 
urban- grün" genannt-, dann ist die von Autos. Wir haben in München 
Frage: Wie fiigt sich das in die Regi- pro Jahr etwa 12 000 Geburten, aber 
on? Bei einem Blick auf die Leer- 120 000 Neuzulassungen. Diese Rela-
bauflächen sieht man, daß es Gemein- tion von eins zu zehn finden wir auch 
den gibt, die nahezu ihre gesamten Flä- in anderen deutschen Städten. Das 
chen außerhalb des 1 000-Meter-Be- sagt etwas aus über die Werthaltungen 
reichsder S- in unserer 
Bahnhaben. Geschoßfläche steigt stark an Gesell-
In der Sum- s c h a f t , 
me aller Gemeinden liegen über 50 und das müssen wir bedenken, wenn 
Prozent der Leerbauflächen außerhalb wir so hehre Ziele wie Minimierung 
dieses Bereichs. Bei den gewerblichen des Flächenverbrauchs verfolgen. Ein 
Flächen sind es sogar über 60 Prozent. Auto braucht mehr Platz als Kinder, 
1000 Meter istwahrlich nicht sehr nah, zwnAbstellen nämlich 25 Quadratme-
in München gehen wir von 600-Me- ter. Kinderzimmer sind im Schnitt zehn 
ter-Radien aus. bis zwölf Quadratmeter groß. Das fah-
Was die Neubautätigkeit in der Lan- rende Auto braucht 100 Quadratme-
deshauptstadt angeht, stellen wir fest, ter, ein laufendes Kind sehr viel weni-
daß die neu ausgewiesene Geschoß- ger. 
fläche in den 80er Jahren stark ange- DieEntwicldungderBinwohnC17.ahlen 
stiegen ist, Antwort auf die Überpro- ist relativ konstant, wie in der BWl-
duktion im Zusammenhang mit der desrepublikinsgesamt, wobeiinMün-
Olympiade 1972 und die Knappheit in chen der Ausländeranteil noch leicht 
den Jahren danach. Interessant ist, daB ansteigt. In München wurden in den 
die neuen Wohnflächen insgesamt sehr letzten 20 Jahren für eine nicht mehr 
viel konstanter steigen als die wachsende Bevölkerung 200 000 
Geschoßflächen pro Einwohner. Die Wohnungen neu gebaut Das bedeu-
Geschoßflächen nehmen bei den un- tet eine Stadt so groß wie Nümberg 
teren Einkommensgruppen ab, das ist noch einmal dazu. Dabei gibt es in 
eine sehr großstadttypische Erschei- München im Gegensatz zu anderen 
nung. Aber immerbin rechnen wir heu- deutschen Städten kaum Ieerstehen-
te bei neuen Gebieten mit 50 Prozent de Wohnungen. Der Wohnflächenzu-
der Flächen für Wohnungen, die an- wachs pro Einwohner und Jahr lag bei 
dere Hälfte ist für Gewerbe. etwa einem halben Quadratmeter. Das 

sind für München pro Jahr etwa 6 000 
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neue Wohnungen, nur um die wach- arbeitet, z.B. drei Tage arbeiten, vier es sonst in der Stadt gern machen, ist 
senden Ansprüche unserer Bevölke- Tage frei- vierTage arbeiten, drei Tage hier nicht möglich, weil mit Autobahn, 
rung zu befriedigen. Das hängt eng frei. Diese Einteilung der beruflichen autobahnähnlicher innerstädtischer 
zusammen mit der vorhin auch schon Arbeitszeit ändert den Anspruch an die Ringstraße Wld angrenzender Industrie 
erwähnten Entwicklung zu kleineren Einrichtungen unserer Städte, u.a. die so starke Belastungen in unmittelbarer 
Haushalten. München hat heute 51 Straßen. Viele unserer Bürgerinnen und Nähe sind, daß man hohe Arbeitsplatz-
Prozent Ein-Personen-Haushalte. Rieb- Bürger fahren mit dem Auto manchmal gebäudeund Freizeiteinrichtungen am 
tig interessant wird es dann, wenn wir auch gerne nur so herum, ziellos. Das Rand vorsehen muß, bevor man im In-
irgendwann einmal vielleicht mehr Ein- Verbringen von Zeit wird gar nicht un- neren dieses Quartiers Wohnungen er· 
Personen-Haushalte als Perso- richten kann. Die Münchner Bo-
nen haben. Nur fiinfzehn Pro- denpreise belaufen sich für einen 
zent der Haushalte haben ein Quadratmeter Nutzfläche im Kern-
Kind (oder mehr) unter acht- gebiet auf2000 bis 3000 DM, für 
zehn, ganze fünf Prozent zwei Wohnfläche sind es immer noch 
Kinder (oder mehr) unter acht- 1800 DM pro Quadratmeter. Für 
zehn. das genannte Industriegebiet er-
Wenn wir heute über Verände- warten wir Preise von 300 bis 500 
rungen nachdenken, dann müs- DM pro Quadratmeter, die Wert-
sen wirüber unsere Bürgerinnen differenz liegt also bei 1300 DM 
und Bürger reden, die mehr Au- und darüber. Trotzdem ist die Rea-
tos als Kinder wollen, und über ~ J .,. lisierung dieses Gebiets nur mit _,_r.cr/ 
Single-Haushalte und deren Le- _, ..../' Mühe aus der Differenz von Ein-
bensformen. Die Werthaltungen gangs- und Ausgangswert zu fi-
in unserer Gesellschaft sind " t:::!.." nanzieren. Für die Verbesserung 
heute eigentlich so ausgerich- ~""'·-=-----------=:.==~= des öffentlichen Nahverkehrs 
tet, daß jeder für sich Fläche muß die öffentliche Hand eine gro-
konsumiert, soviel er kriegen ße Summe zuschießen. 
kann, egal ob öffentliche Fläche In München wird so etwas über 
für sein Auto vor der Tür oder öffentliche Verträge geregelt, die 
private Fläche. Nur die ökonomischen bedingt als Last empfunden, sondern genau festlegen, was zu finanzieren ist 
Rahmenbedingungen setzen dem ge. als Gewinn. Und wir reden über die (Erschließung, Infrastruktur, Grünflä-
wisse Grenzen, d.h. wir stellen fest, daß Stadt der kurzen Wege. Dieses Bild ist eben, Kindergärten, Schulen). Der städ-
der Wohnflächenzuwachs sich etwas noch stark vom alten Lebensmuster der 
abgeschwächt hat. Aufteilung von BerufFreizeit, Wohnen 

Bodenpreise 
bis 3.000 Mark 

Man muß sich darüber im klaren sein, 
daß in der Gesellschaft weiterhin enor­
me Veränderungen vonstatten gehen, 
mit entsprechenden Konsequenzen für 
die Entwicklung der Städte. Die Zeit­
knappheit, die in den letzten 150 Jah­
ren das Leben der aktiven Jahrgänge 
geprägt hat, wird nicht mehr so ent­
scheidend sein. Wenn der Bürger im 
Schnitt 80 bis 85 Jahre alt wird, dann 
arbeitet er von dieser Lebenszeit viel~ 
leicht 30 bis 35 Jahre im Beruf, wenn er 
Glück hat. Das bedeutet: 50 Jahre eines 
Menschenlebens sind nicht von Be­
rufsarbeit bestimmt, bei vielen Men­
schen noch mehr. Diese Zeit stellt 
Flächenansprüche an die Stadt. Hinzu 
kommt, daß sich auch in unserer Ar­
beitswelt die Zeitstrukturen ändern. 
Sowohl bei BMW in der Fertigung als 
auch im Fraunhofer-Institut in der For­
schung wird in Wechselschichten ge-
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auf kleinen Räumen geprägt, es trägt 
nicht der Tatsache Rechnung, daß wir 
heute mehr Zeit und Wege deshalb eine 
andere Qualität haben. 
Der Münchner Stadtentwicklungsplan 
setzt sich unter dem Stichwort "Kom­
pakt - urban - grün" mit diesen Fragen 
auseinander. Für uns ist es nicht so 
sehr schwer, zukünftige Siedlungs­
flächen innerhalb der Stadt auszuwei­
sen. Etwa 50 Prozent des Bedarfs für 
die nächsten zehn Jahre resultieren aus 
Flächenumnutzung bei Bahn, Post, 
Flughafen Riem, Industrie und nur ein 
Stadterweiterungsgebiet ist darunter, 
das seit 35 Jahren in der Planung ent­
sprechend vorbereitet wird. 

Die Innenentwicklung ist uns ein An­
liegen, aber sie ist keineswegs billig. 
Betrachten wir als Beispiel ein Indu­
striegebiet im Münchner Norden an der 
Autobahn nach Nürnberg von etwa 40 
Hektar Größe. Wrr wollen dort durch 
Umnutzung 1500 bis 2000 Wohnungen 
und 4500 bis 6000 Arbeitsplätze unter­
bringen. Ein Verhältnis 50 zu SO, wie wir 

... billigere 
Stadtentwicklung 

tische Haushalt garantiert nur den Un­
terhalt der Kindergärten und Grünflä­
chen, in diesem Fall auch ein schienen­
gebundenes Nahverkehrsmittel. Sie 
können sicher sein, daß mit jedem Mais­
acker am Stadtrand eine billigere Stadt­
entwicklung zu haben wäre. Und nur 
die Tatsache, daß in diesem Industrie­
gebiet viele Flächen in der Hand von 
Eigentümern sind, die ein großes Inter­
esse daran haben, überhaupt etwas 
daraus zu machen, ermöglicht eine sol­
che Entwicklung. Soviel zur Frage der 
Umnutzung, des Recyclings von Flä­
chen. Es ist sicherlich notwendig, es 
muß planerisch vorbereitet werden, 
aber es ist teurer, als das Falsche zu 
tun. Weder unsere steuerlichen noch 
unsere planerischen Rahmenbedingun­
gen ffirdern das, was wir wollen, näm­
lich lnnepentwicklung. Es gibt keine 
höhere Förderung für die Umnutzung. 
D.h. wenn in München Wohnungen 
gebaut werden, ist die Förderung nicht 

21 



höher als im bayerischen Wald. Der 
Bürger dort, der alle Infrastrukturein­
richtungen nur mit dem Auto erreichen 
kann, bekommt relativ gesehen eine 
wesentlich höhere Fördenmg als je­
mand, der in der Stadt das Richtige tut. 
Daß die Energieverbräuche bei dichte­
rer Bebauung sehr viel geringer sind, 
ist ebenfalls bekannt. 
Dazu kommt, daß auch das Bauen in 
einer solchen Dichte, wie wir es in 
München mit Geschoßflächenzahlen 
von 1 ,6 bis 2,0 machen, natürlich sehr 
viel aufwendiger ist, als wenn man sich 
eine Holzhütte in den bayerischen Wald 
stellt oder mit Fertigteilen baut. Selbst 
eine kleine Wohnung muß in einem 
dicht bebauten Gebiet durch hohe 
Konstruktionskosten sehr viel aufwen­
diger hergestellt werden als ein einfa­
ches Reihenhaus auf der grünen Wie­
se. 
Aber nicht nur die ökonomische Seite 
einer nachhaltigen Stadtplanung hat 

Bäcker vor der Tür ­
aber ohne Lärm 

ihre Probleme. Wir müssen uns darüber 
im klaren sein, daß viele Menschen sich 
in einer solchen Dichte der Bebauung, 
wie wir sie heute realisieren, beengt 
fiihlen. Sie fmden es angenehmer, nicht 
so dicht nebeneinander zu leben. Sie 
wollen zwar den Bäcker vor der Tür 
haben, aber nicht seinen Lärm. Eine lok­
kere dörfliche Struktur ist sozial wesent­
lich einfacher zu beherrschen als eine 
hohe Dichte in der Stadt. 
Auch die von uns geforderte soziale 
Mischung in den Wohngebieten ist 
kein allgemein geteiltes Ziel. Wir Stadt­
planer erzählen den Menschen, daß es 
gut ist, wenn wir das Fremde nah se­
hen, denn dann ist es uns nicht mehr 
fremd. In Wahrheit aber neigt der 
Mensch dazu, Gleiches oder Ähnliches 
in seiner Nachbarschaft zu suchen und 
gerade nicht das Fremde. Wir müssen 
davon ausgehen, daß Segregation ein 
ganz normales menschliches Verhalten 
ist. Das können wir städtebaulich nicht 
überwinden. 
Nicht besser steht es um unser Ziel, 
Wohnen undArbeiten zu mischen. Die 
vom Gewerbe ausgehenden Störungen 
sind im Alltag des städtischen Lebens 
ein Riesenproblcm. Lösungen gehen 
immer zu Lasten des Gewerbes. Nicht 
nur die Kuhglocken werden verboten, 
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auch die Gewerbebetriebe werden in 
ihrem täglichen Handeln einge­
schränkt. Sie können auf moderne Ar­
beitszeiten nicht umstellen, weil sie 
morgens vor sieben Uhr und abends 
nach Acht nichts mehr tun dürfen. Die­
se Frage hat auch noch eine ökonomi­
sche Seite. Die Binkaufzentren auf der 
grünen Wiese erfreuen sich großer An­
ziehungskraft ihrer Kostenvorteile we­
gen. Alle wollen den kleinen netten 
Laden nebenan, in dem man auch noch 
mal ein Wort reden kann, aber keiner 
ist bereit, fiir ein Kilo Zuclccr zehn Pfen­
nig mehr zu bezahlen. Und es steigt die 
Zahl derer, die das fmanziell auch nicht 
mehr können. 
Fast noch schwieriger zu integrieren in 
die von uns gewünschte Mischung ist 
der Freizeitbereich. Ein Bolzplatz in ei­
nem Wohngebiet ist unzulässig, aber 
wo sollen die Jugendlichen hin? Viel­
leicht an den Stadtrand? Dasselbe mit 
Tennis und anderen Sportarten, die 
bestenfalls zu sehr beschränkten Ta­
geszeiten toleriert werden. Wohnen 
und Freizeit vertragen sich ausgespro­
chen schlecht, gerade sie aber müßten 
wir besonders zusammenbringen. Ich 
erinnere an die Feststellung, daß von 
80 bis 85 Lebensjahrennurnoch 35 voll 
dem Beruf gewidmet sind. Überdies 
beobachten wir, daß die Größenord­
nungen von Freizeiteinrichtungen 
noch schneller anwachsen als die des 
Handels. 
Mischung und Dichte sind verständ­
liche Forderungen. Sie sind aber nur 
sehr schwer umzusetzen, weil ökono­
mische und soziale Kräfte in eine ande­
re Richtung drängen, Kräfte, denen 
obendrein die Bundesregierung noch 
die Wege bahnt. Diese Bundesregie­
rung, die uns in der Gestalt des Mini­
sters Töpfer gern an die hehren Ziele 
der Habitat-Konferenz erinnert, Mi­
schung und Verdichtung anzustreben, 
hat nach meiner Einschätzung und der 
meiner Kolleginnen und Kollegen im 
Bauausschuß des deutschen Städteta­
ges ohne Not den Paragraphen 35 des 
Baugesetzbuchs geändert, der bisher 
das Bauen im Außenbereich wirklich 
auf landwirtschaftliche Gebäude be­
schränkt hat. Sie können danach de 
facto jede nichtlandwirtschaftliche 
Nutzung im Außenbereich in vorhan­
denen Gebäuden realisieren. Das ist für 
eine Region wie München ganz hervor­
ragend: Jede Scheune, die ich als ein 

landwirtschaftliches Gebäude errich­
te, kann ich hinterher in einen Teppich­
laden umfUnktionieren oder anderwei­
tig gewerblich nutzen. Mit allen Folgen 
für die Erschließung und die dadurch 
bedingte Zersiedlung der Landschaft. 
Zersiedlung entsteht eben nicht nur 

Starke Po I iti k 
mit langem Atem 

durch Gebäude, sondern auch durch 
Erreichbarkeit und Erschließung, das 
ist bei der Änderung von Paragraph 35, 
Abs.4 überhaupt nicht bedacht wor­
den.lmnördlichen Schleswig-Holstein 
mag das kein Problem sein, wie eine 
Bundestagsabgeordnete von dort ge­
sagt hat, aber im Umland der großen 
Städte ist das ein Riesenproblem. Ich 
sage allen Forderungen und Postula­
ten zum Trotz eine wesentliche Ver­
schlechterung der baulichen Entwick­
lung voraus, und das keineswegs des­
halb, weil ich der Meinung wäre, im 
Bundestag oder im Bundesbaumini­
stcriwn säßen lauter Dwnmköpfe. Ich 
möchte mein Referat mit einem Zitat 
beenden. Professor Klaus Siebel, So­
ziologe an der Universität Oldenburg, 
hat sich vor Kurzem zu den Fragen, die 
uns hier beschäftigen, wie folgt geäu­
ßert: "Dennoch aber würde eine Stadt­
politik, die die überkommene Struktur 
der europäischen Stadt bewahren will, 
gesellschaftlich dominante Trends 
umsteuem müssen. Das hat Stadtpoli­
tik noch nie versucht. Die Charta von 
Athen, das beherrschende Leitbild der 
Stadtentwicklungspolitik in diesem 
Jahrhundert, war gerade deshalb er­
folgreich, weil sie zum Ziel erhob, was 
eh geschah. Eine Stadtpolitik, die den 
immernoch beherrschenden Trends der 
Suburbanisieruns und Entmischung 
gegenzusteuern versuchte, geriete 
auch in Konflikt mit den starken Inter­
essen etwa des Gewerbes und den tief 
verankerten Wohnwünschen großer 
Teile der Bewohnerschaft, die diese 
Entwicklungen bisher getragen haben. 
Es müßte also eine sehr starke Politik 
sein mit einem langen Atem und auf 
der Basis geschlossener politischer 
Mehrheiten. Solche Mehrheiten sind 
aber gegenwärtig nicht in Sichttrotz al1 
der guten ökologischen, sozialen und 
kulturellen Argumente, die für eine sol­
che Politik angeführt werden können." 

• 
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wOberfordert .. unfähig - unwillig?11 

Möglichkeiten und Grenzen der Ahndung von 
Justizunrecht durch den Rechtsstaat 

Iigen DDR grundsätzlich ihrer Verant­
wortung für Rechtsbeugungshandlun­
gen stellen müssen. Unter Berücksich­
tigung des verfassungsrechtlich veran­
kerten Grundsatzes des Vertrauens­
schutzes führen aber die Unterschiede 
der Rechtssysteme in Ost und West 
dazu, daß der Vorwurf der Recht.sbeu­
gung nur den Richtern gemacht wer­
den kann, deren Entscheidung willkür­
lich und eine schwere Menschen­
rechtsverletzung war. Dazu zählen er­
stens Entscheidungen, in denen Straf­
tatbestände überdehnt worden sind. 
Zweitens solche, in denen die verhäng­
te Strafe in einem unerträglichen Miß­
verhältnis zu der abgeurteilten Hand­
lung gestanden hat. Drittens geht es 

von Prof. Dr. Edzard Sclu.rldt-Jortzig (F.D.P.), Bundesjustizminister 

Die Aufarbeitung des 
Justizunrechts in der 
ehemaligen DDR ist 
sicher keine leichte 
Aufgabe. Zu einem 
Pessimismus, wie ihn 
der für die heutige Dis­
kussion gewählte Titel 
nahelegt, besteht aber 
kein Anlaß. Der Rechts­
staat ist bei der Ahn­
dung von Justizunrecht 
gewiß nicht ohnmächtig. 
Man muß allerdinga ganz 
nüchtern und realistisch 
die Grenzen im Auge 
behalten, die vor allem 
einer rechtsstaatliehen 
Justiz bei der Bewäl­
tigung dieser Aufgabe 
gesteckt sind: Die natur­
rechtliche Idee der Ge­
rechtigkeit bricht hier 
eben oftmals an den 
Form- und Verfahrens­
prinzipien, die die staat­
liche Strafgewalt zugun­
sten von Freiheit, Gleich­
heit und Sicherheit der 
Bürger begrenzen. Der 
Rechtsstaat ist nicht 
grenzenlostJs Ge­
rechtigkeitsfühlen und 
-wünschen, sondern 
kontrolliertes, verläßli­
ches Einhalten von ge­
wonnenen Gerachtig­
keitsregeln. 
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Leider läßt die anhaltende Kritik an den 
bisherigen Bemühungen zm strafrecht­
lichen Aufarbeitung von Justizunrecht 
erkennen, daß vielfach ein fundamen­
tales Mißverständnis darüber hemcht, 
was eine rechtsstaatliche Justiz leisten 

um schwere 
Menschen­
rechtsverlet­
zungen durch 
die Art und 
Weise des Ver­
fahrens. 

kann und leisten 
soll. Während 
nämlich die ei­
nen beständig 
den Vorwurf der 
"Siegerjustiz" 
wiederholen, se­
hen die anderen 
die bisherige 
strafrechtliche 
Verfolgung der 
Täter als völlig 
unzureichend 
an. Beide Vor­
würfe sind 
falsch. Selbst­
verständlich be­
treiben unsere 
Gerichte keine 
Siegerjustiz: 
.,Sieger" war 
1989/90 die Be­
völkerung der 
DDR. Insoweit 
geht es übri­
gens auch gar 
nicht um Sieger 
und Besiegte, 

Schmidt-Jortzig: "Es kann keine Rede 
davon sein, die Justiz komme ihrer 
Aufgabe zur Ahndung des Justiz­
unrechts in derehemaligen DDR nicht 
nach. 11 Foto: Kaaserer 

Auf dieser 
Grundlage sind 
bereits einige 
rechtskräftige 
Verurteilungen 
wegen Rechts­
beugung er­
folgt und zahl­
reiche weitere 
Verfahren lau­
fen noch. Es' 
kann also keine 
Rede davon 
sein, die Justiz 
komme ihrer 
Aufgabe zur 
Ahndung des 
Justizunrechts 
in der ehe­
maligen DDR 

sondern darum, daß hier etwas - näm­
lich die gerichtliche Verfolgung von 
staatlichem Unrecht - von den Men­
schen selbst gewollt wurde, dessen 
Folgen nun aber verständlicherweise 
als beschwerlich empfunden werden. 

Für die strafrechtliche Ahndung von 
Justizunrecht hat der Bundes­
gerichtshof dabei mit seiner grund­
legenden Entscheidung vom Dezem­
ber 1993 folgende Leitlinien vorgege­
ben: Zunächst stellt der BGH fest, daß 
sich auch Justizangehörige der eherna-

nicht nach. 
Auch der oft gezogene Vergleich mit 
der - tatsächlich fehlgeschlagenen -
strafrechtlichen Bewältigung des 
NS-Justizunrechts ist nicht gerecht­
fetigt. Damals ließen bekanntlich vor 
allem die weitgehende personelle Iden­
tität in der Nachkriegsjustiz und ein die 
Justiz durchdringender Korpsgeist eine 
Bestrafung der Täter scheitern. Hinzu 
kam, daß der Bundesgerichtshof den 
subjektiven Tatbestand der Rechtsbeu­
gung durch Auslegung so weit ein­
schränkte, daß er praktisch unanwend­
barwurde. 
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Es ist gelungen, eine Wiederholung 
dieser Fehler zu vermeiden: So waren 
die bisherigen Verurteilungen von 
DDR-Richtern nur möglich, weil sich 
der BGH von der einschränkenden Tat­
bestandsauslegungder Nachkriegszeit 
gelöst hat. Und die bisherige Recht­
sprechungspraxis besonders auch 
durch ehemalige DDR-Richter bestä­
tigt, daß es einen falsch verstandenen 
Korpsgeist in der gesamtdeutschen 
Justiz nicht gibt. 
Freilich geht diese Rechtsprechung vor 
allem den Opfern der SEn-Justiz nicht 

Keine 
"Revolutions­
prozeßordnung'' 

weit genug. Das ist angesichts der oft­
mals schweren persönlichen Schicksale 
nur zu verständlich. Trotzdem bin ich 
der Überzeugung, daß rechtsstaatliche 
Grundsätze bei der strafrechtlichen 
Aufarbeitung des Justizunrechts strikt 
eingehalten werden müssen. Eine Art 
"Revolutionsprozeßordnung", die um 
einer angemessenen Aburteilung der 
Täter willen auf die Achtung von 
Grundrechten und Verfahrensiarantien 
verzichtet, kann und wird es in einem 
Rechtsstaat nicht geben. Denn es ist 
gerade diese Bindung an Rechtsstaat­
lichkeit und Menschenrechte, die un 

Rechtssiehe rheit 
gewährleisten-
für Täter und Opfer! 

sere Rechtsordnung und unsere Justiz 
von deijenigen der DDR unterscheidet. 
Aus diesem Grunde halte ich auch eine 
nochmalige Verlängerung der Verjäh­
rungsfristen für sog. mittelschwere 
Straftaten wie die Rechtsbeugung für 
nicht sachgerecht. Ein Rechtsstaat muß 
Rechtssicherheit gewährleisten - für 
die Täter ebenso wie :fiir die Opfer! Er 
darf deshalb nicht beliebig mit Verjäh­
rungsfristen jonglieren. 
Im übrigen ist es eine Illusion, Aussöh­
nung und Wiedergutmachung allein 
oder auch nur in erster Linie durch die 
Strafjustiz erreichen iu Wollen. Die Tht­
best~nde des Strafre9hts sind auf 
individuelles, eigenverantwortliches 
Handeln zugeschnitteti und können 
deshalb dem Ganzen d~s system­
immanenten Unrechts kaum gerecht 
werden. Ohnehin ist es mit einer Abur-
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teilung der Täter allein nicht getan -
selbst wenn wir zunehmend auch den 
Gesichtspunkt einer Genugtuung für 
die Opfer in den straftheoretischen 
Blick nehmen. Keineswegs zuletzt, 
sodern ganz vorrangig geht es auch um 
Gerechtigkeit für die Opfer. 
Hier stand der Gesetzgeber nach der 
Wiedervereinigung vor der schwierigen 
Frage, ob und wie begangenes Unrecht 
wiedergutgemacht werden kann. Zwar 
hatte schon der Einigungsvertrag klar­
gestellt, daß eine Generalrevision aller 
Entscheidungen von DDR-Behörden 
und DDR-Gerichten nicht in Betracht 
kommen konnte, weil dies zu einer un­
erträglichen Rechtsunsicherheit ge­
führt hätte. Aber: elementar rechts-

nachwirken und deren Situation gera­
de aus diesem Grunde schwierig ist. 

Die Bestrafung der Täter und die Wie­
dergutmachung für die Opfer sind 
grundsätzlich geeignete und auch wirk­
same Mittel zur rechtsstaatliehen Re­
aktion auf das geschehene Justiz­
unrecht. Sie können aber eine umfas­
sende geschichtliche Aufarbeitung 
und eine gesamtgesellschaftliche Aus­
einandersetzung mit der Justiz im 
SED-Staat nicht ersetzen. Für diese 
Aufarbeitung und Auseinander­
setzung wiederum sind gesicherte Er­
kenntnisse über die Rolle und Funkti­
onsweise der Justiz in der ehemaligen 
DDR unerläßlich. 

.Es ist eine Illusion, Aussöhnung 
und Wiedergutmachung allein oder 
auch nur in erster Linie durch 
Strafjustiz erreichen zu wollen.• 

staatswidrige Strafurteile und Ver­
waltungsmaßnahmen sollten nicht in 
der Welt bleiben. 
Diese Vorgaben setzte der Deutsche 
Bundestag noch in der ersten Legisla­
turperiode nach der Vereinigung mit 
dem Strafrechtlichen, dem Verwal­
tungsrechtlichen und dem Beruflichen 
Rehabilitierungsgesetz um. Staatliche 
Wiedergutmachung wird danach den­
jenigen gewährt, die in der Zeit des 
DDR-Regimes in besonderem Maße 
Unrecht erlitten haben, also vor allem 
den Opfern politisch motivierter 
Strafverfolgungsmaßnahmen. Diese 
Gesetze und vor allem die darin vorge­
sehenen Ausgleichsleistungen wurden 
allerdings praktisch von Anfang an als 
unzureichend kritisiert. Deshalb ist 
nunmehr ein Gesetz verabschiedet wor­
den, das die bisherigen Leistungen er­
gänzt und damit dem Schicksal und der 
heutigen Situation der Opfer besser 
Rechntmg trägt Im Hinblick auf die an­
gespannte Haushaltssituation mußten 
wir uns allerdings daraufbeschränken, 
die zusätzlichen finanziellen Leistun­
.gen vorrangig denjenigen SED-Opfem 
zukommen zu lassen, bei denen die 
Verfolgungsmaßnahmen noch heute 

Das Bundesministerium der Justiz hat 
deshalb verschiedene rechtstatsäch­
liche Untersuchungen in Auftrag ge­
geben, so zum Beispiel ein Forschungs­
projekt zur Steuerung der Justiz in der 
DDR durch politische Einflußnahmen. 
Darüber hinaus will auch die von mei­
nem Haus initiierte Wanderausstellung 
mit dem Titel"Im Namen des Volkes? 
"U'oer die Justiz im Staat der SED" um­
fassend über das Rechtssystem zu 
DDR-Zeiten informieren. Und ich freue 
mich, daß die heutige Diskussions­
veranstaltung eine weitere Gelegenheit 
bietet, sich mit dem Thema Justiz­
unrecht intensiv auseinanderzusetzen. 
Ich hoffe, wir können damit zugleich 
einen kleinen, aber wichtigen Beitrag 
zum Zusammenwachsen der Men­
schen in Ost und West leisten. Denn 
dieses Zusammenwachsen braucht 
neben reichlich bemessener Zeit, die 
bekanntlich viele Wunden heilt, auch 
gegenseitiges Verständnis, ein unbe­
fangenes Aufeinanderzugehen sowie 
vor allem offene Diskussionen, in de­
nen nicht pauschale Vorurteile, son­
dern differenzierte Einsichten im Vor­
dergrund stehen. • 
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Zeitungs-Echo + Medienstimmen + Pressesplitter 
Akademie-Arbeit und Veranstaltungen im Spiegel der Medien 

Mehrere Tagungen und Se· 
mlnare der Akademie stießen 
Im Verlauf des vergangenen 
Sommers auf ein vielfältiges, 
überregionales Presse-Echo. 

Konzept 
Nachhaltigkeit 

So schreibt zum Beispiel Gerhard Ka­
minski in der Frankfurter Rundschau 
vom 1. Juli 1997 unter der Überschrift 
"Konsens oder Papierkmb" über die Ta­
gung der Enquetekommission des Deut­
schen Bundestages ,,Schutz des Men­
schen und der Umwelt'': 
Was das Postulat der Nachhaltigkeit 
bedeutet, hat die Enquetekommissioti 
in ihrem kürzlich vorgelegten Zwi­
schenbericht vor allem für einen Um­
weltbereich konkretisiert, der bislang 
weitgehend ungeschützt ist: den Bo­
den. Dabei hat sie eine Reihe von Um­
weltzielen für einen sparsamen Umgang 
mit dieser Ressource und die Verringe­
rung von Schadstoffbelastungen be­
nannt sowie Maßnahmen für deren Ver­
wirklichung erarbeitet. 
Damit die Debatte nicht abstrakt 
bleibt, wurde der Arbeitsschwelpunkt 
im Bereich 'Bauen und Wohnen' ge­
wählt. Hier findet sich denn auch ei­
nes der wenigen konkreten quanti­
fizierten Ziele des Berichts: Der Zu­
wachs des Flächenverbrauchs für 
Siedlungen und Verkehr soll bis 2010 
auf 10% des heutigen Werts begrenzt 
werden. Dazu ist es nötig, weniger auf 
der 'grünen Wiese' zu bauen und mehr 
innerhalb bestehender Baugebiete. Es 
sollen Baulücken geschlossen und 
bestehende Flächen und Gebäude ef­
fektiver genutzt werden. Die Devise 
lautet: Umbau statt Neubau. Selbst an 
Erleichterungen für den Wohnungs­
tausch zwischen Mietern wurde ge­
dacht: Um vorhandenen Wohnraum 
effektiver zu nutzen, soll beispielswei­
se mit einem 'Umzugsmanagement' 
nachgeholfen werden." 
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Justiz im Zwielicht 

Anläßlich der Fachtagung "Justiz im 
Zwielicht - ihre Rolle in Diktaturen 
und die Antwort des Rechtsstaates" 
sprach Bundesjustizminister Edzard 
Schmidt-Jortzig in der Politischen 
Akademie. Helmut K.erscher schreibt 
unter dem Titel ,,Der fatale Witz vom 
Ziegenbock und die späte Beichte der 
Richter" in der Silddeutschen Zeitung 
vom 1. Juli 1997ua.: 
,,Gemeinsamer Nenner aller Teilnehmer 
war die harsche Kritik an der 'Bewälti­
gung' des Justizunrechts durch die 
bundesdeutsche Justiz. Über deren 
Versagen angesichts der braunen Ver­
brecher in den Robenmußte nicht mehr 
viel gesagt werden - spätestens seit 
jenem historischen Urteil des Bundes­
gerichtshofs vom November 1995, 

• Späte Beichte" 
das der juristische Zeitzeuge Otto 
Gritsclmeder einmal eine 'späte Beich­
te' genannt hatte ... Was die Reaktion 
auf DDR-Justizunrecht anging, so ent­
wickelte sich die Tagung streckenwei­
se zu einem Tribunal gegen den BGH. 
Es trat eine Phalanx von Anklägern auf 
- von Professor Günther Spendel (der 
von Rechtsbeugung sprach) bis zum 
Regensburger Strafrechtsprofessor 
Friedrich Christian Schroeder, vom 
Ludwigsburger Staatsanwalt Willi 
Dreßen bis zum Berli ner General­
staatsanwalt Christoph Schaefgen. Sie 
legten eine sehr differenzierte, aus der 
Sicht des engagierten Chefanklägers 
in Sachen 'Regierungskriminalität" 
durchaus nachvollziehbare Kritik vor. 
Natürlich ist es für ihn wenig erbau­
lich, wenn in Berlin von 14.000 Er­
mittlungsverfahren gegen 1.100 Rich­
ter und Staatsanwälte der DDR-Justiz 
nur 19 Verurteilungen übrig bleiben, 
denen vielleicht noch 30 bis 40 Ankla­
gen folgen ... " 

Unter der Überschrift ,,Leugnen und 
Verdrängen" schreibt Peter Schmalz 
über die gleiche Tagung in der Welt 
vom 8.Juli 1997: 
,,Bereits mehr als 1 00 Angehörige der 
DDR-Justiz wurden zur Freiheitsstra­
fen zwischen einem und neun Jahren 
verurteilt, doch die meisten von ihnen 
sind wieder reingewaschen: Der Bun­
desgerichtshof hob fast alle Urteile 
auf und verfUgte Freispruch. Die Be­
gründungen erwecken den Eindruck, 

BGH auf dem Holzweg 

die Richter hätten mehr Verständnis 
für die Täter und damit für den Be­
standsschutz der Diktatur als für die 
Opfer und damit für die Menschen­
rechte. 
Der BGH ist damit auf einem Holzweg . 
Es schadet dem Ansehen einer rechts­
staatlichen Grundordnung ausgerech­
net bei denen, die sich in ihr geborge­
ner fühlen wollten als unter Boneckers 
Knute. Bleibt er bei seiner täterfreund­
lichen Urteilsfindung, kann K.renz 
über die 'Siegerjustiz' nur grinsen, 
dann winkt zUmindest in letzter Instanz 
der Freispruch- und Ministerpräsident 
Höppner hätte einen neuen Zeugen für 
die aberwitzige These, die DDR sei eben 
doch kein Unrechtstaat gewesen." 

Achim Sing berichtet in der Bayeri­
schen Staatszeitung unter dem Titel 
,,Zweimal Diktatur- zweimal Juristen 
in Livree statt in Talar'': 
''Die SED-Fiihrung setzte auf die insti­
tutionelle Zentralisierung des Justiz­
wesens und eine personelle Durch­
dringung des Justizapparates mit 
SED-Mitgliedern. Richter und Staats­
anwälte waren doppelt in Staats- und 
Parteistrukturen eingebunden, sie un­
tennauerten den 'politischen und ideo­
logischen Führungsanspruch der 
SED', wie Clemens Valinhals von der 
Berliner Gauck- Behörde formulierte. 
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Justiz, Partei, Polizei Wld das Ministerium für Staatssicherheit wirkten nahtlos 
zusammen. Die Rechtssprechung stand im Dienst des Staates Wld hatte als wich­
tiger Hebel für den Aufbau einer 'sozialistischen Gesellschaft' zu dienen. Dies 
führte Dr. Falco Werk.entin, der Berliner Landesbeauftragte für die Stasiunter­
lagen, am Beispiel der Verurteilung sogenannter 'Wrrtschaftsverbrecher' in den 
SOer und 60er Jahren aus: Die selbständigen Gewer~treibenden und Bauern 
standen der Zwangskollektivierung im Wege. Zur Abschreckung W1:lfde in der 
Presse über drakonische Strafen berichtet. Die SED-Führung scheute nicht da­
vor zurück, die Justizbehörden zu Todesurteilen zu bewegen. .. •• 

Plebiszitärer Scherbenhaufen 1 

In zwei Veranstaltungen setzte sich die 
Akademie für Politische Bildung mit 
den Ergebnissen und Konsequenzen 
der neu in Bayern eingeführten kom­
munalen Bürgerentscheide auseinan­
der. BeimAkademiegespräch im Land­
tag berichtete der Fcldafinger Bürger­
meister Günter Gcrhard über seine An­
sichten und Erfahrungen anläßtich des 
Bürgerentscheids über das ,.Buch­
heim-Museum". Bürgermeister Ger­
hard war an der Spitze der Befürwor­
tet der Mehrheit seiner Bürgerinnen 
und Bürger unterlegen. 
Waltrawl Taschner schreibt in der Zeit­
schrift "Mntmfllaneum 6/97"über die 
Diskussion: ,. ... Gerhard ist ohnehin der 
Meinung, daß bei Bürgerentscheiden 
weniger das auf sachliche Information 
basierende Argument zAhlt, als viel­
mehr die lirationalität: Am Beispiel 
des gescheiterten Museums machte er 
deutlich, daß die Gegner sich mit dem 
eigentlichen Gegenstand der Abstim­
mung- dem Bebauungsplan-kamnaus­
einandergesetzt hatten ... Gerhard fol­
gerte: 'Bürgerentscheide sindrecht-lich 
höchst bedenklich'. 

Vogelwilde Konzepte 

Statt des 'intellektuell saudummen Sy­
stems Bürgcrentscheid' plädierte Ger­
hard für eine sogenannte Bürger­
befragung .. Der SPD-Rcchtsexperte Dr. 
Klaus Hahnzog wollte davon nichts 
wissen. Was Gerhard anstrebe, sei ein 
'Rückschritt'. 'Die Bayerische Verfas­
sung', argumentierte Hahnzog, 'sieht 
den Bürger bei den kompliziertesten 
Fragen als mündig an.' Er dürfe sogar, 
sagte er mit Blick auf das erfolgreiche 
Volksbegehren zur Abschaffung des 
Bayerischen Senats, 'über Verfas­
sungsorgane abstimmen' ... Ober­
reuterB Fazit zum Thema Bürgerent­
scheid lief im übrigen auf einen K.om-
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promißvorschlag hinaus. Es mache 
keinen Sinn, die plebiszitäre und die 
repräsentative Demokratie gegenein­
ander auszuspielen, Bürgerentscheide 
könnten durchaus 'sinnvoll' sein. 
Aber fragte Oberreuter, müssen sie 
denn 'so vogelwild konzipiert sein wie 
in Bayern'?" 

Der Korrespondent des Main Echo 
Ralph Müller kommt zu folgendem 
Ergebnis: ,,Am Feldafinger Kultur­
Scherbenhaufen, das mußte Gerhard 
einräumen, hätte auch die von ihm ge­
wünschte Degradierung des Bürger­
entscheids zur bloßen Bürgerbefra­
gung wohl nichts geändert. Wenn 
sich nämlich in der Befragung eben­
falls 60% der Bürger gegen das Muse­
umsprojekt ausgesprochen hätten, 
dann wäre im Gemeinderat auch keine 
Mehrheit mehr dafür auf die Beine zu 
bringen gewesen." 
Demgleichen Thema widmete sicheine 
Außentagung der Akademie in der 
Würzburger Residenz. Unter dem Titel 
"Bessere Politik" oder ,.Unregier­
barkeit''? wurde eine Bilanz der kom­
munalen Bürgerbebren und Bürger­
entscheide versucht. Fritz Riedl 
schreibt darüber am 21. Juli 1997 unter 
der Überschrift ,,Die Kritikerfordern ein 
Quorum" in der Silddeutlcllen Zeitung: 
" ... die Initiative 'Mehr Demokratie' kam 
zudemFazit, 'daß derBürgerentscheid 
in Städten und Gemeinden als Medizin 
für mehr Bürgernähe gewirkt hat.' Je­
der Volksvertreter, der ohne die Bürger 
Politik machen wolle, sei ein neuer 
Beweis für die Notwendigkeit des kom­
munalen Mitspracherechtes, sagte 
Thomas Mayer, Geschäfts:fUhrer von 
'Mehr Demokratie' vor etwa SO Ta­
gungsteilnehmern. Nach den Erhe­
bungen der Bürgeraktion haben von 
November 1995 bis Mitte Juni 1997 in 
Bayern über 300 Bürgerbegehren und 

180 Bürgerentscheide stattgeftmden. 
Die durchschnittliche Abstimmungs­
beteiligung lag bei 4 7,2 %. Die Hälfte 
der Begehren sei angenommen, sagte 
Mayer. Er kritisierte insbesondere die 
'bürgerfeindliche und verfassungswid­
rige' Forderung nach einem Quorum ... 
Die Kritiker des Bürgerentscheids, un­
tm ihnen der Kitzinger ObCibürgennei­
ster Wld Bezirksvorsitzende des Baye­
rischen Stidtetages, Erwin Rumpel, so­
wie der Würzburger Rechtswissen­
schaftler Pranz Ludwig Knemeyer, be­
harrten aufihrer Forderung nach einem 
Quorum ... Akademieleiter Heinrich 
Oberreuter schätzte den Mehrwert des 
kommunalen Bürgerentscheids als 
'vergleichweise gering' ein." 

Christiane Florin schreibt im Rheini­
schen Merkur vom 25. Juli 1997 un­
ter dem Titel,,Angst vor dem Bürger­
King": ,,Die attackierten Repräsentan­
ten wehren sich gegen den Verdacht, 
ihre Kritik am Bürgerentscheid ent­
springe der Angst vor der Basis. Auf 
das vom Veranstaltungstitel suggerier­
te Klagelied über die "Unregierbar­
keit" mag sich denn auch niemand 
einlassen ... Die vom Bürgervotum ge­
beutelten Praktiker erhalten Schützen­
hilfe von der Wissenschaft: Der Direk­
tor der Tutzinger Akademie, Heinrich 
Oberreuter, warnt davor, Vollesvertreter 
und Volk gegeneinander auszuspielen 
und plebiszitäre Elemente als Allheil­
mittel anzupreisen. Der Bürger sollte die 
Entscheidung seiner Vertreter zwar be­
einflussen, aber nicht an ihrerstatt ent­
scheiden .... Weil viele Kritiker des Bür­
gerentscheids indessen nicht daran 
glauben, das umstrittene Instrument 
mit einem Richterspruch loszuwerden, 
haben sie sich vom Grundsätzlichen 
auf die Forderung nach Korrekturen 
verlegt. In seiner derzeitigen Form sei 
das Gesetz zum Bürgerentscheid ein 
'Betriebsunfall der etablierten Land­
tagspolitik', diagnostiziert der Würz­
burger Rechtswissenschaftler Franz 
Ludwig Knemeyer. Es ermögliche einer 
Minderheit, ihre 'Mein-Wohl-Politik' 
zur Mehrheitsentscheidung zu erhe­
ben. Sein Remedurvorschlag: ein Quo­
rum von 25%. Das heißt, mindestens 
jeder vierte Abstinunungsberechtigte 
muß dem Anliegen des Bürgerent­
scheids zustimmen." 
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l~---------T--h_e_m_e_n_+ __ T4_a_g_u_n_g_e_n_+ __ TI_er_m __ in_e ________ ~] 
Kommunismus und Sozialdemokratie -
eine Jahrhundertkonfrontation 

Nr. 75/97, 5.- 7. September 1997 

Anband einer europäischen ,,Intimfeindschaft'', die durch 
das klärende Schisma zwischen den russischen Mensche­
wiki (Sozialdemokraten) und Bolsehewild (leninistische 
Kommunisten) am Beginn des Jahrhunderts eingeleitet wur­
de, soll die existenzielle Auseinandersetzung zwischen 
Demokratie und Diktatur als Charakteristikum des 20. Jahr­
hunderts sichtbar gemacht werden. 
Auf dem Programm stehen Beiträge u.a. vom Kommunis­
mus-Experten Wolfgang Leonhard, dem ehemaligen Mit­
glied des SEn-Politbüros Günter Schabowsld, dem ostdeut­
schen Wissenschaftler und Politiker Richard Sehröder und 
dem ehemaligen SPD-Vorsitzenden Bundesminister a. D. 
Hans-Jochen Vogel. 

Leitung: Jürgen Maruhn, Dr. h.c. Annemarie Renger 
Kooperationspartner: 
Kurt-Schumacher-Gesellschaft e. V. 

Tagungsgebühr: DM 90,-
Tagungssekretärin: Heike Bliuerle, Tel. 081581256-46. 

Europa-Tag in der Politischen Akademie: 
Die Europäische Union vor großen 
Herausforderungen 

Nr. 77/97 Samstag, 13. September 1997 

9.00 Uhr: Wohin rollt der Euro? Die Europl&che Wtih­
runglunion und die Folgen: Referent Dr. Robert Grassin­
ger, Universität Mainz 
11.00 Uhr: Die Europiiische Union vor der Erweiterung 
nach Osten: J:?r. Martin Brusis, Forschungsgruppe Europa, 
Centrum für Angewandte Politikforschung (C.A.P.) 
14.00 Uhr: Die Zukunftder Agnupolitik: Dr. LeopoldMelian 
17.30 Uhr: Die EuropiiUche Union -Immer noch ein un­
voUendeter Bunda1taat? Dr. Michael Piazolo, Akademie 
Tutzing. 

Leitung: Dr. Michael Piazolo, Dr. Josef Ackermann 
Kooperationspartner: Europa-Union 

Tagungsgebühr: DM 30,-
Tagungssekretärin: Karin Sittkus, Tel. 0815 8/256-49. 
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Journalismus und Wahrheit 
Medienwirklichkeit - Fiktion - Faking -
Flilschung 

Nr. 85/97, l9. September bisl. Oktober 1997 

Seminar für Joumalisten in Zusammenarbeit mit dem Bil­
dungswerk des Deutschen Journalisten-Verbandes und 
dem Institut für Journalistenausbildung an der Universität 
Passau. 
Zwischen Fiktion, Faking und Fälschung liegen Welten. 
Fiktion entsteht schon, wenn Journalisten Ausschnitte, 
Teilansichten und Zusammenfassungen von Wirklichkeit 
veröffentlichen und so fast immer verzerren oder verkürzen. 
Faldng entsteht, wenn Journalisten Wrrklichkeit inszenie­
ren, von der sie glauben oder wissen, daß sie kurz vorher 
noch da war oder irgendwo anders zu besichtigen ist. Bei 
der Fälschung passen Realität und Bericht nicht zusammen. 
Es werden Bilder und/oderTexte geliefert, die "wir nicht se­
hen wollen, aber unbedingt sehen müssen, weil sie unter 
die Haut gehen". Und weil es die Auflage bzw. die Quote 
steigert. Die Teilnehmer werden sich mit Fiktion Wld Fäl­
schung in allen Medien auseinandersetzen. Daß dieses Pro­
blem nicht auf die "Großen" in der Medienlandschaft be­
schränkt bleibt, werden Beispiele aus der lokalen und regio­
nalen Berichterstattung zeigen. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sind aufgefordert, ihre eigenen Erfahrungen über 
Realität und Verzerrung in das Seminar einzubringen. 

Referenten: 
Prof. Dr. Walter Hömberg, Lehrstuhl für Journalistik, Katho­
lische Universität Eichstätt 
Prof. Dr. Siegfried Weischenberg, Institut für Publizistik, 
Universität Münster, 
Dr. Claudia Schreiner, Redaktionsleitung Brisant, ARD 
Bernd Jacobs, Chefredaktion Spiegel-TV 
Michael Grabenströer, Frankfurter Rundschau 
Angela Böhm, Abendzeitung München 
Michael Stiller, Süddeutsche Zeitung 

Leitung: Dr. Fraulee Höbermann, DJV-Bildung9Werk 
Dr. Michael Schröder, Akademie 1Utzing 

Tagungsgebühr: DM 750,­
Für DN -Mitglieder DM 650,-
Tagungssekretariat: Heike Bäuerle, Tel. 08158/256-46 
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Die NATO zu neuen Ufern 
Perspektiven nach dem Gipfel von Madrid 

Nr. 91/97 17.- 19. Oktober 1997 

Kontinuität in den Grundsätzen des Bündnisses freiheitli­
cher Demokratien ermöglicht Flexibilität und Wandel der 
NATO in der neuen Weltlage. Geradezu zwingend gewor­
den ist, was gestern noch sensationell erschien: auf dem 
Wege sind neue NATO-Partner, die- wenngleich widerspen­
stig - dem untergegangenen Gegen-Bündnis angehört ha­
ben. Auf der Tagung sollen Bilanz gezogen und Zukunfts­
perspektiven erörtert werden. 
Auf dem Programm stehen u. a. Beiträge zweier früherer 
Generalinspekteure der Bundeswehr, Admiral Dieter Wel­
lershoffund General Wolfgang Altenburg sowie des Direk­
tors im internationalen Militärstab der NATO, General 
Harald Kujat. Für zusätzlichen Diskussionsstoff wird eine 
Darlegung des russischen Standpunktes sorgen; die künfti­
gen Newnitglieder werden- die Unvergeßlichkeit des Spät­
sommers 1989 mag hiermitgewirkt haben-durch eine offizi­
elle Stimme Ungarns vertreten sein. 

Leitung: Dr. Horst Denzer, Jürgen Maruhn 
Kooperationspartner: Deutsche Atlantische Gesellschaft 

Teilnahmegebühr. DM 90,-/ für Auszubildende. Studieren­
de, Wehr- und Zivildienstleistende DM 45,-. 
Tagungssekretärin: RenateHeinz, Tel. 08158/256-50. 

Oberdas Wirtschaftliche hinaus .•. kulturelle 
und politische Fragen der Osterweiterung 
der Europilsehen Union 

Nr. lll/97 vom 4.- 6. Dezember 1997 

Kooperationsveranstaltung mit der Evangelischen Akade­
mie Tutzing, dem Südost-InstitutMünchen undder Südost­
europa-Gesellschaft München. 

Die Weiterentwicldung der Europäischen Union gehört zu 
den wichtigsten Themen, mit denen sich Politik, Öffentlich­
keit und Medien in den europäischen Ländern beschäfti­
gen. Wäbrend derzeit in Deutschland und den übrigen Alt­
mitgliedstaaten der EU das Thema Europäische Währungs­
union im Zentrum der Aufmerksamkeit steht, werden Fragen 
der Osterweiterung der EU in naher Zukunft vergleichbare 
Aktualität und Wichtigkeit bekommen. Die Au1hahme kon­
kreter Verhandlungen mit einer ersten Gruppe beitrittswil­
liger Länder steht ja bevor, weitere Staaten haben ihren Bei­
trittswunsch deutlich artikuliert. 
Bislang werden Fragen der Osterweiterung bei uns zumeist 
unter ökonomischen und sicherheitspolitischen Aspekten 
diskutiert. So wichtig diese Themen auch sind, können sie 
doch nicht losgelöst von politischen, rechtlichen, kulturel­
len und religiösen Fragen behandelt werden. Daher soll die 
vorgesehene Tagung gerade solchen Aspekten Aufmerk­
samkeit schenken. 
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Als Referenten werden sowohl westeuropäische als auch 
osteuropäische Experten zur Verfügung stehen. Teilnehmer­
zielgruppe sind Multiplikatoren aus den Bereichen Politik, 
Wissenschaft, Medien und Kultur. 

Leitung: Dr. Peter Hampe, Akademie für Politische Bildung 
Dr. Martin Held, Evangelische Akademie Tutzing 
Dr. Franz Lotbar Altmann, Südostinstitut/Südosteuropa­
Gesellschaft 

Tagungssekretärin: RenateHeinz, Tel. 08158/256-50 

Zeitungsdemokratie-Fernsehdemokratie 
- Onllne ·Demokratie: Das Politische ln den 
Medien 

Nr. 95/97 vom 27.- 29. Oktober 1997 

Fachtagung für Multiplikatoren der politischen Erwachse­
nenbildung in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für 
Politische Bildung. 

Medien verändern die Politik - die Inhalte wie die Alcteurc. 
Medien prägen unser Bild von der Demokratie. Zwischen 
Tagesschau und Talkshow: Politik wird zurecht gemacht -
nicht nur für das Fernsehen. 
Die modernen Massenmedien sind eine feste Bezugsgröße 
für die Politik - sie sind es nach wie vor zu wenig für die 
politische Bildung. Demokratie kann aber nur der verstehen, 
der die Wechselspiele zwischen Politik und Medien kennt. 
Politische Bildung muß sich den Herausforderungen gegen­
wärtiger wie zukünftiger Mediendemokratie stellen. Im Er­
fahrungsaustausch mit Experten wollen wir das Thema von 
vielen Seiten beleuchten, Perspektiven aufZeigen und 
neue Projektideen entwickeln. 

Tagungs Ieitung: 
Dr. Dieter Golombelc, Bundeszentrale fiir Politische Bil­
dung, Dr. Michael Schröder, .Akademie 'JUtzing. 

Referenten: Prof. Dr. Anton Austermann, Hochschule der 
Künste, Berlin 
Prof. Dr. Wolfgang Gast, Universität Gießen 
Tilmann Gangloff, freier Medienjournalist 
Prof. Dr. Bernd Schorb, Universität Leipzig 
Dr. Lotbar Mikos, HFF Potadam-Babelsberg 
Dr. Fred Schell, Institut Jugend Film Fernsehen, München 

Die Tagungsgebühr trägt dle Dundeizentrale für PoHti~ 
IChe BUdung. Unterkunft und Verpflegung sind frei. 

Tagungssekretärin: Heik.e Bäuerle, Tel.: 08158/256-46. 
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Themen + Tagungen + Termine 
Eine Auswahl von Veranslabungen 

September 
Nr.73 
02.-05.09. 

Nr.74 
03.-05.09. 

Nr. 76 
09.-12.09. 

Nr.78 
12.-25.09. 

Nr.80 
17.09. 

Nr.83 
22.-26.09. 

Nr.84 
25.-27.09. 

Oktober 

Nr.88 
06.-10.10. 

Nr.89 
13. -17. 10. 

Nr.90 
15.-17.10. 

Nr.92 
20.-24. 10. 

Nr.93 
20.-24.10. 

Presserecht und Justi.zberiehtentattung 
Journalistenseminar in Zusammenarbeit mit dem DN-Bildungswerk und dem Institut für 
Journalistenausbildung und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 
Tagungsleitung: Schröder/Höbermann Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Regulierung und Deregulierung-Du Ende der Medienpolitik? 
In Zusammenarbeit mit dem Deutschen Evangelischen Frauenbund, Landesverband Bayern e. V. 
Tagungsleitung : Sehröder Sekretariat: R.enate Heinz Tel. 08158/256-50 

Von der totalltiren Diktatur zur ofl'enen GeseliJehaft 
Ferienseminar ill für Geschichts- und Sozialkundelehrerlinnen 
Tagungsleitung: Maruhn Sekretariat: R.enateHeinz Tel. 08158/256-50 

Politische Landeskunde- der ProzeB der deutschen Einheit 
In Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut Oslo 
Tagungsleitung: Sehröder Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Plündern die Alten die Jungen aus? Zur Zukunft der gesetmehen Rentenverlic:herung 
In Zusammenarbeit mit der Landesversicherungsanstalt Oberbayern 
Tagungsort: Forwn Hotel München 
Tagungsleitung: Oberreuter/Schösser Sekretariat: Elke Leisehing Tel. 08158125647 

Hlstorisch-polltlsches Bewußtlein in einer globaUslerten Gesellschaft 
In Zusammenarbeit mit der Internationalen Gesellschaft für Geschichtsdidak1ik 
Tagungsleitung: Diemer Sekretariat: RenateHeinz Tel. 08158/256-50 

Politik und Rhetorik 
In Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesellschaft zur Erforschung des Politischen Denkens 
Tagungsleitung: Denzer/Ottmann Sekretariat: HeikeBäuerle Thl. 08158/256-46 

Internationale Hochschulwoche 
Tagungsleitung: Willenborg 

USA-die einsame Supermacht 
Tagungsleitung: Weber 

Politische Landeskunde Wales 

Sekretariat: Karin Sittk.us Tel. 08158/256-49 

Sekretariat Heike Bäuerle Tel. 08158/25646 

In Zusammenarbeit mit dem Pädagogischen Institut, München 
Tagungsleitung: Grosch Sekretariat Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Einführung ln den neuen Bauptsc:hul-Lehrplan 
In Zusammenarbeit mit der Akademie für Lehrerfortbildung, Dillingen 
Tagungsleitung: Rampe/Zimmermann Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

GermanyToday 
Seminarmit US-Lehrem 
Tagungsleitung: Grosch Selcretariat: HeikeBäuerle Tel. 081581256-46 
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Nr.94 
25.-26.10. 

~r.96 

27.-30.10. 

Europa Im Umbruch- Zur Steuer-, Fini.IIZ- und RenteDIPenldonspolitik 
In Zusanunenarbeit mit dem DeutschenAkademikerinnenbund e.V. 
und dem Verband der Akademikerinnen ÖSterreichs 
Tagungsleitung: Piazolo Sekretariat: HeikeBäuerle: Tel. 08158/25646 

GentecbnoiO&ie-Eine polldlche und moralliehe Herausforderung 
In Zusanunenarbeit mit dem Verband des Landwirtschaftlich-Technischen Dienstes in Bayern e.V. 
Tagungsleitung: Diemer/Pletl Sekretariat: Renate Hemz Tel. 08158/256-50 

November 

Nr.98 
03.-04.11. 

Nr.lOl 
10.-14. 11. 

Nr.lOl 
11. -12.11. 

Nr.l03 
12.11. 

Nr.104 
14. -15.11. 

Nr.l05 
15. 11. 

Nr.106 
17. -21.11. 

Nr.l07 
17.-21.11. 

Nr.l09 
24. -27. 11. 

Didaktik der Geschichte 
Tagungsleitung: Diemer Sekretariat Karin Sittkus Tel. 08158/256-49 

Loka1Journ111smus und kommlUUller Haushalt 
Journalistenseminar in Zusammenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung 
an der Universität Passau 
Tagungsleitung: Sehröder Sekretariat: Heikc Bäuerle Tel. 08158/256-46 

BflnclniJ für Arbeit- Arbeitlplltze in der HaUIWirtschaft 
In Zusammen&Ibeit mit dem Landesausschuß für Hauswirtschaft e.V. 
Tagungsleitung: Piazolo/Grosch Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Akademiegesprlch Im Landtag 
Tagungsleitung: Obeneuter 

Verfolgung unter der Diktatur 

Sekretariat: Elke Leisehing Tel. 08158/256-4 7 

In Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft: verfolgter Sozialdemokraten 
Tagungsleitung: Maruhn Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 0815 8/25646 

Zukunft der Kommunen- Studientag in Landshut 
Tagungsleitung: Obeneuter Sekretariat: Elke Leischlng Thl. 08158/256-47 

Europa zwischen Integrationsprozessen und Herausforderungen des Nationallsmus 
Tagungsleitung: Weber Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Wfrtlehaftatandort Deutschland 
Tagungsleitung: Hampe 

Ethik und Polldk 
Tagungsleitung: Diemer 

Sekretariat: Renale Heinz Tel. 08158/256-50 

Sekretariat Renate Heinz Thl. 081581256-50 

Dezember 

Nr.ll5 
15.-17.12. 

Nr.ll6 
17.-19.12. 
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Medien in derpoHtiscben BUdung-Europa 
In Zusanunenarbeit mit der Staatlichen Landesbildstelle Südbayern 
Tagungsleitung: Schröder/Philipp Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

Medien in der polltisehen Bildung-Europa 
In Zusammenarbeit mit der Staatlichen Landesbildstelle Südbayern 
Tagungsleitung: Schröder!Philipp Sekretariat: HeikeBäuerle Tel. 08158/25646 
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Anmeldung zu offenen Akademietagungen 

An die 
Akademie für Politische Bildung 

82323 Tutzing 

Name.......................................................... .Vorname .................................................... . 

Anschrift ................................................................................................................................. . 

Beruf .......................................................... . . Institution .................................................... .. 

Jahrgang .................... Tel./Fax ............................................................................................. .. 

Ich interessiere mich fürfolgende Tagungen: Nr ................................................................. .. 

und bitte um Einladung und Programm. 

Außerdem interessieren mich Akademieprogramme 
zu folgenden Themen (bitte ankreuzen): 

Wirtschaft und Soziales 0 Umwelt- und Verbraucherpolitik 
Politische Theorie und Philosophie 0 Zukunftstechnologien 
Außenpolitik/Sicherheitspolitik 0 Europa 
Religion und Politik 0 Zeitgeschichte 
Medien- und Kommunikationspolitik 0 Rechtspolitik 
Parteien/Partamentarismus 0 Bildungspolitik 

Unterschrift 

Folgende Person ist am Bezug des Akademie-Reports interessiert: 

Name............................................................. Vorname ............................................ . 

Anschrift ........................................................................................................................ . 

Beruf............................................................. Institution ........................................... .. 

0 
0 
0 
0 
0 
0 
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Akademie für Politische Bildung 
Postfach 220, 82323 Tutzing 
Postvertriebsstück 
"Entgelt bezahlr, B 42656 

Namen und Nachrichten aus der Akademie 

D I REKTOR: 

Prof. Dr. Heinrich Oherrenter war 
Teilnehmer an der Denkwerkstatt an­
läßlich des 50-jährigen Jubiläums der 
Evangelischen Akademie, Tutzing. 

Er nahm teil an der Expertentagung: 
"Politikberatung in Deutschland -
Was können Politikwissenschaft und 
Forschungseinrichtungen leisten?" in 
Wildbad Kreuth. 

KOLLEGIUM: 

Dr. Peter Hampe hält auf Einladung 
des Geschwister-Scholl-Instituts der 
Universität München im Winterseme­
ster eine Lehrveranstaltung zum The­
ma ,,Das Ende der Arbeitsgesellschaft? 
- Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktpolitik 
in der Bundesrepublik". 

Er hielt bei einem interdisziplinären Se­
minar in Nebian/Montpellier zwei Vor­
träge über: "Sinn und Probleme der Ein­
führung einer gemeinsamen europäi­
schen Währung" und "Eindrücke aus 
dem. Iran". 

Uwe Kranenpohl, M.A., sprach beim 
Forum Junge Wissenschaft der Kon­
rad-Adenauer-Stiftung in St. Augustin 
zum Thema: ,,Nur Agitation und Pro­
paganda? Die parlamentarische Arbeit 
der PDS im Bundestag''. 

Dr. Michael Sehröder sprach auf Ein­
ladung des DGB in Ochsenfurt über 
das 50jährige Gründungsjubiläum des 
Bayerischen Gewerkschaftsbundes. 
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VERWALTUNG: 

Unula Pauli, Organisationsreferentin, 
verließ zum 31.7.97 die Akademie, um 
den Vorruhestand zu genießen. Die 
Akademie dankt Frau Pauli für ihren 
engagierten Einsatz in den vergange­
nen 24 Jabren. 

Das Organisationsreferat wurde bis 
zur Neubesetzung kommissarisch von 
Klaus Groseb übernommen. 

Der Zivildienstleistende Tim Faulhab­
er hat die Akademie verlassen. Seine 
Dienstzeit endete am 31. August. Der 
neue Zivi heißt Roman Stanslowski 
und ist seit dem 1. September im Dienst 

FÖRDERKREIS: 

Der Vorstand des Förderkreises wurde 
bei der letzten Mitgliederversammlung 
am 2. August fast vollständig in sei­
nem Amt bestätigt und setzt sichjetzt 
wie folgt zusammen: 1. Vorsitzender: 
GernotAbendt, 2. Vorsitzender: Dr.Al­
fred Leclalre, Schatzmeister: Reiner 
SchratT, Schriftfiihrerin: Beate Maler, 
Beisitzer/in: Prof. Dr. Manfred Hitticb, 
Elke Leischlng, Prof. Dr. Heinrich 
Oberreuter. Die Rechnungsprüfung 
wird in Zukunft neben Gebhard 
Diemer, der dieses Amt bereits seit Jah­
ren innehat, von Ralph Kröcker über­
nommen. 

Kommt nach der Bildschirmzeitung 
des Bildschirmbuch? 
Ze~hnung:L~bermann 
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